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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

BFS Bundesamt fur Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Stéanderats

BAG Bundesamt fir Gesundheit

RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats

BIT Bundesamt fur Informatik und Telekommunikation

SEM Staatssekretariat fur Migration

FK-SR Finanzkommission des Stdnderates

EU Europaische Union

v Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

WHO World Health Organization

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

GRECO Staatengruppe gegen Korruption

StHG Bundesgesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden

DBG Bundesgesetz Uber die direkte Bundessteuer

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

WEF World Economic Forum

OR Obligationenrecht

10K Internationales Olympisches Komitee

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

gfs.bern Forschungsinstitut gfs.bern

Fedpol Bundesamt fur Polizei

BBG Berufsbildungsgesetz

APD Offentliche Entwicklungshilfe im Verhaltnis zum

Bruttonationaleinkommen (BNE)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CdG Les Commissions de gestion

OFS Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CSEC-CE gtortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

OFIT Office fédéral de I'informatique et de la télécommunication

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de l'intérieur

OMS Organisation mondiale de la Santé

PME petites et moyennes entreprises
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GRECO Group d'états contre la corruption

LHID Loi fédérale sur I'harmonisation des impots directs des cantons et des
communes

LIFD Loi fédérale sur I'impdt fédéral direct

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

WEF World Economic Forum

Cco Code des obligations

Cio Comité International Olympique

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

gfs.bern Institut de recherche gfs.bern

Fedpol Office fédéral de la police

LFPr Loi fédérale sur la formation professionnelle

APD ,(ARi,cil%)publique au développement par rapport au revenu national brut
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Als Zweitrat schloss sich der Nationalrat diesen Entscheiden an. Zuvor hatte er sich
allerdings mit einer Reihe von Antrédgen auseinanderzusetzen, welche eine andere
Ertragsverteilung winschten. Der SP war vor allem das Drittel fir die Kantone ein Dorn
im Auge; Gewerkschafter innerhalb der SP sympathisierten sogar offen mit einer
Unterstitzung der ,Goldinitiative®™ der SVP. Ohne Erfolg versuchten die
Sozialdemokraten, den Kantonsanteil mit einer Zweckbindung zugunsten von
Bildungsausgaben zu versehen (Antrag Féssler, SG); von vielen SP-Abgeordneten
unterstitzt wurde auch ein Antrag Marti (sp, GL), die Kantone leer ausgehen zu lassen
und zwei Drittel fir den AHV-Fonds zu reservieren. Erfolglos blieb ebenfalls der
Versuch von Kaufmann (svp, ZH), mit einer Zuweisung der gesamten Ertrage an die AHV
auf 30 Jahre ein offensichtliches Manko der SVP-Initiative (Zuweisung auf
unbeschrankte Zeit) zu beheben. Eine Abweichung zum Sténderat ergab sich beim
Vorgehen nach dreissig Jahren. Die kleine Kammer hatte beschlossen, dass, falls nicht
durch eine neue Verfassungsbestimmung eine Verlangerung (unter Umstédnden mit
einem neuen Zweck der Mittelverwendung) beschlossen wird, das Stiftungsvermdgen
zum Ublichen Verteilschllssel fur Nationalbankgewinne (ein Drittel Bund, zwei Drittel
Kantone) an die 6ffentliche Hand fallen soll. Der Nationalrat stimmte mit knapper
Mehrheit einem Antrag Rechsteiner (sp, BS) zu, der fur diesen Fall das Fondsvermégen
vollumfanglich der AHV Ubertragen will. In der Gesamtabstimmung wurde der
Gegenvorschlag zur SVP-Initiative gegen den Widerstand der SVP gutgeheissen. In der
noch nicht abgeschlossenen Differenzbereinigung bestatigte der Standerat seinen
Beschluss zum Verteilungsmodus fur den Fall, dass die Stiftung nach dreissig Jahren
nicht weitergefihrt werden sollte.

Rechtsordnung
Grundrechte

Einen Tag vor Ablauf der Sammelfrist Mitte September 2019 gab das Egerkinger Komitee
in den Medien bekannt, die bendtigten 100'000 Unterschriften fur die Volksinitiative
«Ja zum Verhullungsverbot» beisammen zu haben und die Initiative punktlich am 15.
September bei der Bundeskanzlei einreichen zu wollen. Dies sei dem Komitee durch
einen «massiven Schlussspurt» gelungen, so Initiant Walter Wobmann (svp, SO)
gegenuber der Basler Zeitung. Kurz zuvor war bekannt geworden, dass das
Initiativkomitee mit einer massiv erhdhten Zahl an ungultigen Unterschriften zu
kampfen hatte. Mitte Oktober bestatigte die Bundeskanzlei sodann das
Zustandekommen der Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>» mit 105'553 gliltigen
Unterschriften.

Wahrend sich emanzipierte Frauen und Feministinnen aller Couleur in den Medien um
die Frage stritten, ob die Burka verboten gehdrt oder nicht, sprach sich die
Bundeshausfraktion der CVP als erste mehrheitlich fur das Verhullungsverbot aus, wie
Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Presse bekanntgab, obgleich das Verbot
nicht unbedingt in der Verfassung verankert werden musse. Auch ihre Basis stehe
hinter dem Verbot, so Pfister weiter. Die SP arbeitete indessen an einem Gegenentwurf
zur Starkung der Frauenrechte. Es bestehe Handlungsbedarf, nicht nur familidre und
berufliche, sondern auch gesellschaftliche Benachteiligungen von Frauen zu beseitigen,
und zwar nicht nur, aber auch bei Auslanderinnen, zitierte der Tages-Anzeiger die
Berner SP-Nationalrdtin Nadine Masshardt. Dazu soll der Gleichstellungsartikel in der
Verfassung ausgeweitet werden. Daruber hinaus wollte der Entwurf der SP die
Forderung der Gleichstellung von Mann und Frau zum expliziten Ziel der
schweizerischen Aussenpolitik erkléaren. Fur Initiant Wobmann war dieser Vorschlag «an
den Haaren herbeigezogen» und ohne Bezug zur Initiative. Die Frage, ob die
Gleichstellung von Migrantinnen allgemein starker geférdert werden muisse, musse in
einem anderen Kontext diskutiert werden, liess er im Tages-Anzeiger verlauten.
Ebenfalls der Initiative mit einem Gegenvorschlag gegenlbertreten wollte geméss der
Sonntags-Zeitung Justizministerin Simonetta Sommaruga, wobei sie den Fokus jedoch
auf das Verbot des Verhullungszwangs zu legen plante.
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Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsratin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalréte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (Tl), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berlcksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Standeratin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalratin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrétin Hildegard Fassler (SG) und die baselstadtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte - nachdem sowohl die Nationalrate
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten -
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) und die Grlinen traten mit Nationalratin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. *

Die Vereinigte Bundesversammlung bestimmte die Nachfolge der beiden Magistraten
am 22. September. Zuerst wurde die Ersatzwahl von Moritz Leuenberger vorgenommen.
Die Zweiernomination der SP wurde von der CVP, der FDP, der EVP, der GLP und den
Grinen unterstutzt. Die BDP unterstutzte die Nomination Sommaruga und die SVP trat
mit dem Sprengkandidaten Jean-Francois Rime an. Im ersten Wahlgang lag Sommaruga
mit 86 Stimmen vor Rime mit 80 und Fehr mit 61 Stimmen. Zehn Stimmen entfielen auf
Hildegard Fassler, die allerdings bereits in der internen SP-Ausmarchung gescheitert
war. Im zweiten Wahlgang fielen diese zehn Stimmen Sommaruga zu. Auch im dritten
Wahlgang veranderte sich nichts an der Reihenfolge der Kandidaten (Sommaruga mit 98
Stimmen vor Rime mit 77 Stimmen), so dass Fehr mit 70 Stimmen ausschied. Im vierten
Wahlgang wurde schliesslich Simonetta Sommaruga mit 159 von 240 giltigen Stimmen
zur neuen Bundesratin erkoren.

Die Nominationen der FDP wurden von der CVP, der EVP und der GLP unterstitzt. Die
SVP trat noch einmal mit ihrem Sprengkandidaten Jean-Francois Rime an und auch die
Grlnen traten mit ihrer Sprengkandidatin an. Die SP gab bekannt, zu Beginn des
Wahlvorganges die grine Kandidatin zu unterstlitzen. Da sie aber kaum realistische
Chancen fur einen grinen Bundesratssitz sehe, werde sie anschliessend einen der
beiden FDP-Kandidaten wahlen. Im ersten Wahlgang lag Rime mit 72 Stimmen an der
Spitze, gefolgt von Wyss mit 57 Stimmen. Auf die FDP-Kandidaten Schneider-Ammann
und Keller-Sutter entfielen 52 bzw. 44 Stimmen. Zwolf Stimmen erhielt Ignazio Cassis,
der sich mit dem Hinweis von der Wahl zurtickzog, dass die italienischsprachige
Schweiz seit 1999 nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Im zweiten Wahlgang
machte Schneider-Ammann Boden gut und erhielt 75 Stimmen, gefolgt von Rime mit 72,
Keller-Sutter mit 55 und Wyss mit 40 Stimmen. An dieser Reihenfolge &nderte sich auch
im dritten Wahlgang nichts, so dass Wyss aus dem Rennen fiel. Ihre Stimmen verteilten
sich anschliessend auf Schneider-Ammann (84 Stimmen) und Keller-Sutter (74
Stimmen), die aber knapp weniger Stimmen erhielt als Rime (76). Im flinften Wahlgang
obsiegte schliesslich Johann Schneider-Ammann mit 144 von 237 glltigen Stimmen.
Die Neuwahlen bescherten der Schweiz zum ersten Mal eine Frauenmehrheit in der
Landesregierung. Dartuber hinaus wurden zum ersten Mal gleichzeitig zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) gewahlt. Das Parlament machte
damit deutlich, dass die regionale Herkunft derzeit kein Wahlkriterium ist. *

Regierungspolitik

Bevor der Nationalrat in der Sommersession Uber die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Einflhrung eines Verordnungsvetos
debattierte, hatte sich der Bundesrat in die Diskussion eingebracht. In ihrer
Stellungnahme beantragte die Regierung, nicht auf das Geschaft einzutreten. Sie
machte dabei geltend, dass dem Parlament bereits wirksame Instrumente (Motion,
parlamentarische Initiative, Konsultationsrechte) zur Verflgung stinden, um Einfluss
auf die Verordungsgebung des Bundesrats zu nehmen. Ein Veto wirde hingegen nicht
nur zu Verzdgerungen fihren, sondern sei - weil es die Gewaltenteilung verletze - auch
verfassungswidrig. Im Falle eines Eintretens verlangte der Bundesrat Ausnahmen etwa
im Falle volkerrechtlicher Verpflichtungen, flr Verordnungen rein technischen Inhalts
oder fur Verordnungen zur Wahrung der inneren oder ausseren Sicherheit. Zudem
seien Verordnungen auszunehmen, die bei dringlichen Bundesgesetzen erlassen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



werden mussen. In seiner Stellungnahme &usserte sich der Bundesrat zudem zu den
verschiedenen Antréagen der von der SPK-NR ausgearbeiteten Vorlage.

Der Entwurf der SPK-NR sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder eines Rates innerhalb
von 156 Tagen nach deren Veréffentlichung gegen Verordnungen des Bundesrats ein Veto
einlegen kann. Nach héchsten 60 Tagen muss die verantwortliche Kommission Uber den
Antrag befinden. Lehnt sie diesen ab, ist er erledigt; stimmt sie ihm zu, wird er von den
Raten in der nachfolgenden ordentlichen Session behandelt. Diese entscheiden dann,
ob eine Verordnung der Ansicht des Gesetzgebers widerspricht und folglich neu
verfasst werden muss oder nicht. Ziel sei es, dem Eindruck zu begegnen, dass die
Umsetzung von vom Parlament beschlossenen Gesetzen durch die bundesréatlichen
Verordnungen nicht immer dem Willen des Gesetzgebers entsprachen. Das Veto héatte
so also auch praventive Wirkung, warb Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG)
in der Eintretensdebatte fur die Vorlage.

Diese Eintretensdebatte wurde ziemlich ausflihrlich gefihrt und machte die
Kontrahentinnen und Kontrahenten sichtbar, die sich insbesondere am zentralen
Element der Gewaltenteilung rieben. Die vom Bundesrat unterstitzte, gegen Eintreten
optierende Minderheit, bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP
und der GP sowie aus Minderheiten der CVP- und der FDP-Fraktion, erachtete das Veto
gegen Verordnungen als Instrument, mit dem die Teilung der Gewalten je nach Lesart
«geritzt» oder gar «verletzt» werde. Die gesetzgebende Gewalt dlrfe sich nicht in die
technische Arbeit der vollziehenden Gewalt einmischen, wurde argumentiert. Angelo
Barrile (sp, ZH) warnte mit Blick auf die Vernehmlassungsantworten, in denen sich die
«Lobbys» flr ein Verordnungsveto ausgesprochen hatten, dass der Einfluss von
Interessenorganisationen mit dem neuen Instrument auch auf die Umsetzung von
Gesetzen ausgedehnt wirde. Die Minderheit verwies zudem auf das «Verzdgerungs-
und Blockadepotenzial» des Verordnungsvetos, so etwa Nadine Masshardt (sp, BE). Das
Veto lade zudem dazu ein, politisch zu taktieren, und erteile keinen Auftrag, weil man
mit ihm Verordnungen nur ablehnen oder gutheissen kénne, monierte Marianne Streiff-
Feller (evp, BE) fur die Minderheit der CVP-Fraktion. Und Balthasar Glattli (gp, ZH) wies
darauf hin, dass das Parlament mit der parlamentarischen Initiative ja ein viel starkeres
Instrument habe, selber Gesetze zu verfassen. Die Mehrheit beharrte hingegen darauf,
dass der Bundesrat sich mit Verordnungen immer wieder dem Willen des Souverans
widersetze. Wirklich stossende Abweichungen der Gesetzgebung durch Verordnungen
mussten darum sozusagen mittels «Notbremse» verhindert werden kénnen, so Beat
Flach (glp, AG) fur die GLP-Fraktion. Es handle sich um ein staatsrechtliches
Experiment, auf das man sich einlassen und das man diskutieren solle. Es gehe nicht um
die Frage, ob dieser Vorstoss verfassungskonform sei oder nicht - nahm Gregor Rutz
(svp, ZH) fur die SVP-Fraktion Stellung -, sondern um den Schutz der Verfassung selber.
Man habe zwar kein Verfassungsgericht, aber die Kontrolle gegen ein Gesetz kénne
mittels Referendum wahrgenommen werden. Dies sei nun aber bei Verordnungen eben
nicht moglich. Heute stamme ein Drittel aller Regelungen aus Verordnungen und
lediglich 12 Prozent aus Gesetzen. Deshalb sei ein Korrekturinstrument dringend. Fur
die FDP-Fraktion ergriff schliesslich Kurt Fluri (fdp, SO) das Wort: Es sei wichtig, zu
sehen, dass das Veto kassatorisch sei. Es gehe eben gerade nicht darum, neue
Regelungen zu diskutieren oder anzustossen - was mit den parlamentarischen
Anstossinstrumenten mitunter Jahre dauere -, sondern einzig darum, den Bundesrat
aufzufordern, Gesetze im Sinne des Parlaments und nicht «seinen eigenen Willen»
umzusetzen. Fluri ging zudem auf die Erfahrungen in seinem Kanton Solothurn ein, der
ein Verordnungsveto kennt. In den 30 Jahren zwischen 1988 und 2018 sei lediglich
gegen 77 von 1115 Verordnungen ein Veto eingelegt worden, acht dieser beanstandeten
Verordnungen seien von der Regierung zurtickgezogen und etwa jede funfte korrigiert
worden. Es koénne - zumindest im Kanton Solothurn - nicht von systematischer
Blockade gesprochen werden. Bundeskanzler Walter Thurnherr &usserte sich am
Schluss der Eintretensdebatte im Namen des Bundesrats und warnte vor der
Vermischung der Gewalten und einem unverhaltnismassigen Aufwand. Zudem fehle aus
Sicht der Regierung die verfassungsmassige Grundlage fur das neue Instrument. Mit 115
zu 64 Stimmen wurde dann - aufgrund der Positionen der einzelnen Fraktionen eher
wenig Uberraschend - Eintreten beschlossen.

Bei der Detailberatung wurden alle Vorschlage des Bundesrates fir zuséatzliche
Ausnahmen abgelehnt.Auch ein Minderheitsantrag der SVP, wonach nicht die
Kommissionsmehrheit das letzte Wort haben soll, sondern ein Minderheitsantrag auch
im Rat diskutiert werden sollte, fand keine Mehrheit. Es soll also die Kommission
beziehungsweise deren Mehrheit sein, die entscheidet, ob lber einen Antrag auf ein
Veto abgestimmt wird oder nicht. Das gleiche Schicksal der Ablehnung ereilte ein
Minderheitsantrag der SP, mit dem die Erlduterungen zu den Verordnungen im
Bundesblatt hatten verdffentlicht werden sollen. Alle weiteren Minderheitsantrage, mit
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denen Ausnahmen geschaffen werden sollten, lehnte die Ratsmehrheit ab. Mit ein
Grund dafir war wohl das von Kommissionssprecher Jauslin vorgebrachte Argument,
dass hier ein neues Instrument geschaffen werde und man zuerst Erfahrungen sammeln
musse, um dann vielleicht spater in einzelnen Bereichen Ausnahmen zu schaffen. In der
Gesamtabstimmung erhielt die unverédnderte Vorlage der SPK-NR 113 Stimmen. Die 67
Gegenstimmen stammten von allen anwesenden GP- (11) und SP-Mitgliedern (40) sowie
von 10 Mitgliedern der FDP- und 6 der CVP-Fraktion. Sechs der acht Grilnliberalen
enthielten sich der Stimme. Damit ging die Vorlage an den Standerat. °

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Anpassung des Bundesgesetzes Uber die
Riistungsbetriebe an die neuen Rechnungsvorschriften fir Konzerne. Das Geschaft war
im Parlament an sich unbestritten. Nachdem im Nationalrat ein Antrag Féassler (sp, SG)
abgelehnt worden war, die entstehenden Kosten dem VBS zu belasten, sprachen sich
aber die SP und die Grinen in der Gesamtabstimmung dagegen aus. (Zum Beschluss des
neuen Gesetzes Uiber die Ristungsunternehmen (97.034) siehe hier.) ¢

Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalrate
- Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) - wurden in den
Genfer Regierungsrat gewahlt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Fir die
funf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde - im Gegensatz zu seinem Vorgénger
Poggia - in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewahlt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurlick und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rucktritt
angeklndigt hatten Hildegard Fassler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tatigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jurg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurtck. Fur die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, fur die SP Schaffhausen Martina Munz und flr die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rucktritt fir 2014 kindigte Fulvio Pelli (fdp, Tl) an.
Auch im Standerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Verénderungen kommen. Fir den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgefiihrt werden, die auf das Fruhjahr 2014
angesetzt wurde. ’

Mit zwei parlamentarischen Initiativen wollte Nadine Masshardt (sp, BE) fiir mehr
Transparenz bei den Einnahmen von Parlamentsmitgliedern sorgen. Mit dem einen
Vorstoss forderte sie eine Offenlegung von Spenden an Parlamentsmitglieder (14.452).
Zuwendungen ab einer bestimmten Hohe (auch als Summe mehrerer Spenden von der
gleichen Adresse) sollen ausgewiesen werden missen. Mit dem anderen Vorstoss
forderte die Berner Genossin, dass Parlamentsmitglieder die Kosten fur Reisen, zu
welchen sie von Interessenorganisationen eingeladen werden, selber bezahlen mussen
(14.453). Diese bereits als Empfehlung des Ratsblros festgehaltene Regel hétte
verbindlich im Parlamentsgesetz festgehalten werden sollen. Transparenz kénne das
Vertrauen in die Politik erhéhen, betonte die Initiantin bei beiden Vorstdssen.

Die Mehrheit der SPK-NR war hier allerdings anderer Ansicht. Eine verdffentlichte Liste
von Spenden wirde im Gegenteil eher Misstrauen schiren. Damit wlrde suggeriert,
dass sich Parlamentarierinnen und Parlamentarier kaufen lassen. Die Kommission
erwahnte international vergleichende Studien, die zeigten, dass das politische
Vertrauen in jenen Landern geringer sei, die Uber Spendenregelungen verflgten. Weil
es in der Schweiz keine Parteienfinanzierung gebe, seien Politikerinnen und Politiker
auf Spenden angewiesen, was nun aber nicht bedeute, dass sie sich kaufen liessen. Fur
den zweiten Vorschlag verwies die Kommissionsmehrheit auf die Empfehlung des
Blros, die bereits ausreiche. Es brauche hier keine gesetzlichen Regelungen. Die
Kommissionsminderheit machte vergeblich darauf aufmerksam, dass die Schweiz eine
der letzten Staaten sei, die keine Transparenzregeln kennen und deshalb immer wieder
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in den Fokus von internationalen Organisationen, wie etwa der Greco, gerate. Zwar
wurde bei der Ratsdebatte das zweite Anliegen quer durch alle Fraktionen unterstitzt,
nur die SP- und die GP-Fraktion stimmten allerdings geschlossen dafur, was letztlich
lediglich flr 71 Stimmen reichte, die 113 ablehnenden Stimmen (und einer Enthaltung)
gegenlberstanden. Der Vorschlag flr eine transparente Spendenregelung erhielt gar
nur 52 Stimmen, wiederum aus den beiden geschlossenen links-grinen Fraktionen. Mit
Ausnahme der beiden EVP-Nationalratinnen stimmten alle anderen Fraktionen
geschlossen, also mit 130 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), gegen Folge geben. ®

Eine alte Legislatur endet im Nationalrat jeweils mit der Eroffnung der ersten Sitzung
einer neuen Legislatur - der Standerat kennt offiziell keine Legislaturen. Die Er6ffnung
wird dabei traditionell vom amtsaltesten Mitglied geleitet - nicht ganz korrekt
«Altersprasidium» genannt -, welches nicht nur die Eréffnungsrede hélt, sondern auch
ein provisorisches Buro zusammenstellt und mit diesem die Botschaft des Bundesrats
Uber die aktuellen Nationalratswahlen berat sowie den Bericht zur Konstituierung und
Vereidigung des Nationalrats und zur Feststellung von Unvereinbarkeiten vorbereitet.
Fir die am 2. Dezember 2019 beginnende 51. Legislatur kam die Ehre der
Alterspréasidentin Maya Graf (gp, BL) zu. Dies war deshalb speziell, weil die Baselbieterin
im zweiten Umgang in den Standerat gewahlt worden war, in der kleinen Kammer aber
aufgrund der Rekursfristen im Kanton Basel-Landschaft erst zwei Tage nach
Sessionsbeginn vereidigt werden konnte.

In ihrer Eréffnungsrede (19.9012) hob Maya Graf den Umstand hervor, dass es sich um
eine historische Legislatur handle, die neu beginne. Noch nie sei ein Parlament derart
weiblich, o©kologisch und jung gewesen. Dies kennzeichne einen hoffnungsvollen
Aufbruch in eine neue Zeit. Das vergangene Jahr sei mit Frauenstreik und
Klimademonstrationen ein sehr politisches gewesen, was der Demokratie aber gut tue.
Dass diese Veranderungen friedlich vonstatten gingen, sei nicht selbstverstandlich, wie
die Unruhen vor ziemlich genau 100 Jahren bei der Einfihrung des Proporzwahlrechts
gezeigt hatten, so die Altersprasidentin weiter. Die vergangenen 100 Jahre hatten aber
verdeutlicht, dass die Schweiz auch nach grossen Verédnderungen stark darin sei, neue
Ideen einzubinden. Und deshalb solle man auch heute keine Angst haben,
Veranderungen zuzulassen, sondern sie gar begrissen.

Die Tradition will es, dass nicht nur das amtsélteste Mitglied, sondern auch das jlngste
Mitglied der grossen Kammer bei Beginn einer neuen Legislatur eine Erdffnungsrede
hélt. Deshalb Ubergab Maya Graf dem neu gewahlten, 25-jahrigen Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) das Wort. Es sei erfreulich, dass sich die Zahl der unter 30-Jahrigen bei den
letzten Wahlen verdoppelt und das Durchschnittsalter des Parlaments verringert haben.
Er sei zuversichtlich, dass vor allem die jungen Nationalratinnen und Nationalrate bei
zentralen Themen - der Freisinnige nannte die AHV, die Klimapolitik und die Férderung
von Start-Ups - Uber Parteigrenzen hinweg das Gesprach suchen und Lésungen finden
wirden, die «weniger von ldeologie und mehr von Fakten gepragt sein werden».

In der Folge schritt das provisorische Buro - neben Maya Graf bestehend aus Michaél
Buffat (svp, VD), Andrea Geissblhler (svp, BE), Andreas Glarner (svp, AG), Nadine
Masshardt (sp, BE), Valérie Piller Carrard (sp, FR), Christa Markwalder (fdp, BE), Leo
Mdller (cvp, LU) und Balthasar Glattli (gp, ZH) - zur Konstituierung und Vereidigung des
Nationalrats. Christa Markwalder und Valérie Piller Carrard berichteten fur das
provisorische Buro und hoben aus dem Bericht des Bundesrats zu den
Nationalratswahlen die zentralen Punkte hervor: Neue Rekordzahl an Kandidierenden
und an Listen, Abnahme der Wahlbeteiligung, der hoéchste Frauenanteil in der
Geschichte des Parlaments. In allen Kantonen seien die Wahlen validiert worden. Das
BUro beantrage deshalb die Feststellung der Konstituierung. Weil aus dem Rat kein
anderslautender Antrag gestellt wurde, galt die Konstituierung als erteilt. In der Folge
legten 101 Mitglieder den Eid und 99 Mitglieder das Gellibde ab - vor vier Jahren war das
Verhéltnis noch 122 zu 77.

Nach einem kurzen musikalischen Intermezzo - der Kinderchor der Féte des Vignerons
sang den Schweizerpsalm - folgte der Antrag des provisorischen Buros, dem Bericht zu
den Unvereinbarkeiten zuzustimmen. Neben den auch fur den Nationalrat gewahlten
Stdnderatinnen und Stadnderaten, die sich alle fir den Sténderat entschieden, bestand
eine Unvereinbarkeit bei Damien Cottier (fdp, NE), der von seinem Amt als Chef der
Sektion humanitére Angelegenheiten beim EDA zurlcktrat, weil die Tatigkeit in der
zentralen Bundesverwaltung unvereinbar ist mit dem Mandat als Nationalrat. Das
Engagement von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) als Prasident der Stiftung
«Swisstransplant» wurde hingegen als unproblematisch betrachtet, da der Bund zwar
bei der Stiftung finanziell beteiligt ist, aber keine beherrschende Stellung einnimmt, die
erst ab einer Beteiligung von 50 Prozent durch den Bund gegeben ist. Zwar wies der
Bericht kleinere Unregelméssigkeiten aus, die aber nur von geringem Umfang und
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Tragweite seien. Dartber hinaus wurde im Bericht festgestellt, dass die Zahl ungtltiger
Wahlzettel gegenlber den Wahlen von 2015 leicht abgenommen habe. Auch gegen
diesen Bericht wurde kein Antrag aus dem Plenum gestellt und der neu konstituierte
Nationalrat konnte somit seine Arbeit aufnehmen. ?

Parlamentsorganisation

Erneut musste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen Initiative Berberat (sp,
NE) befassen, weil sich der Standerat noch einmal flr Folge geben entschieden hatte,
obwohl die grosse Kammer in der Sommersession entschieden hatte, nicht auf die
Vorlage einzutreten. In der Zwischenzeit hatte sich die SPK-NR mit 12 zu 11 Stimmen ein
weiteres Mal gegen die Vorlage fir ein transparentes Lobbying ausgesprochen.
Allerdings mochte der Nationalrat - nota bene nach den eidgendssischen Wahlen in
neuer Besetzung - diese Empfehlung Uberraschend deutlich nicht befolgen. Mit 107 zu
66 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgte der geschlossene rot-grin-grunliberale Block,
unterstitzt von jeweils fast der Halfte der FDP- und der Mitte-Fraktion sowie 8
Mitgliedern der SVP-Fraktion der Kommissionsminderheit. Nur ein halbes Jahr seit der
urspringlichen Ablehnung (damals mit 103 zu 72 Stimmen) hatte sich der Wind in der
grossen Kammer also stark gedreht.

In der Debatte wurde betont, dass es sich beim vorliegenden Vorschlag um eine
Minimallésung handle, es sei ein «kleiner Schritt in die richtige Richtung», wie sich
Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) ausdriickte. Es gehe jetzt und hier fir
das neue Parlament darum, zu zeigen, ob mehr Transparenz als Wahlversprechen
ehrlich gemeint gewesen sei, so der Aargauer Freisinnige weiter. Fur die SP bestehe
Handlungsbedarf, fasste Nadine Masshardt (sp, BE) die Position ihrer Fraktion
zusammen. Lobbying gehdére zum System, brauche aber Transparenz, klare Regeln und
chancengleichen Zugang. Solche Regeln kénnten aber nur geschaffen werden, wenn
man mal wenigstens auf die Vorlage eintrete, um sie dann noch zu verbessern. Balthasar
Glattli (gp, ZH) richtete sich an «jene, die zum ersten Mal in diesem Rund sitzen»: Wenn
man nicht wolle, dass das Geschaft weg vom Tisch sei, misse man fur Eintreten
votieren. Auf der Gegenseite argumentierte Ruth Humbel (cvp, AG) flur die Mitte-
Fraktion, dass die Vorlage keinen Mehrwert bringe, sondern nur mehr Blrokratie und
«das beruhigende Geflihl, etwas getan zu haben». Lobbying werde zudem Uberbewertet
und es sei staatspolitisch zweifelhaft, dass Lobbyistinnen und Lobbyisten per
Parlamentsgesetz zum Teil des Parlamentsbetriebs gemacht wirden. Tiana Angelina
Moser (glp, ZH) entgegnete, dass man zuerst einmal eintreten misse und dann
debattieren kénne, ob man hier ein Burokratiemonster schaffe. Die GLP wolle einen
Schritt weiterkommen und beantrage deshalb Eintreten. Fur die SVP, die den Antrag der
Mehrheit auf Nicht-Eintreten unterstutzte, ergriff kein Mitglied das Wort.

Volksrechte

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien aussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstéssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
haufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kénnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, ndmlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grlinen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich haufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
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Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
gedusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Uber die
Initiative so zu verzdgern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausrdumen. Freilich kénnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratsprasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzlirnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Kdéppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschéaft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhartet. Die SVP wehrte sich namlich dagegen, dass flr den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschéftslast oder
dringlichen Geschéften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéftslast sehr wohl erfillt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zéhlen, um das noétige Quorum nachzuprtfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drucken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprasidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Blrgerinnen und Burgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehéassig gefuhrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlige erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller ~ Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie samtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europaischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Voélker- und
Landesrecht bestehende Vertréage neu verhandelt oder gekindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig  unklar. Dies wirde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Stédnderat gescheiterten Vorschlag
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von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurlck, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wulrden, auf seinen Vorschlag fur eine alternative Lésung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Befurworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklart werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Néten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhéngigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er finf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdamen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Koppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem sissen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitat
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bréauchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wlrde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem fur die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer |Initiative gefahrdet waéaren, weil die Kundigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdt und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Vélkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stérkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein? Volkerrechtliche
Vertrage wirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevélkerung werde nicht durch
Vélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehorte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fuhrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrage abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Staénden abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Volkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fallen mussten. Die
Neuaushandlung von Vertragen wirde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwéange die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschréankt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentgend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Vélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkraften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
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verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - fir
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalratinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. "

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die elektronische Stimmabgabe bei Abstimmungen und Wahlen blieb auch im
Berichtjahr ein Thema. Vote électronique kam an allen vier Abstimmungsterminen in
den zwolf Versuchskantonen (BE, LU, FR, SO, BS, SH, SG, GR, AG, TG, NE, GE) fur
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zum Einsatz. In den Kantonen Neuenburg
und Genf konnten zudem auch ausgewéhlte Stimmberechtigte (18% bis 30% der
Stimmberechtigten) mit Wohnsitz in der Schweiz elektronisch abstimmen. Im Einsatz
waren dabei drei Systeme: das System Genf (4 Kantone), das System Zurich (7 Kantone)
und das System Neuenburg (Guichet Unique). Mitte Jahr legte der Bundesrat eine
Auswertung zur Einflhrung von Vote électronique (2006-2012) vor, worin er auch
Grundlagen zur Weiterentwicklung erorterte. Er beurteilte die Uber 100 Versuche seit
Projektbeginn als erfolgreich; die wenigen Zwischenfalle - im Kanton Luzern gab z.B.
eine Person ihre Stimme unbeabsichtigt zwei Mal ab - hatten die erfolgreiche
Durchfihrung in keiner Weise in Frage gestellt und die verwendeten Systeme wirden
kontinuierlich, insbesondere hinsichtlich der Sicherheit verbessert. Prioritar seien die
Auslandschweizer, aber einige Kantone (AG, SG, SO) wollten - wie Genf und Neuenburg
- auch vermehrt in der Schweiz wohnhafte Stimmberechtigte einbeziehen. Die
Versuche zeigten, dass die Stimmbeteiligung bei den elektronisch stimmenden
Auslandschweizern bei rund 50 Prozent liege, bei den in der Schweiz wohnhaften
Stimmberechtigten bei etwa 20 Prozent. Als nicht ganz genlgend wurden die
rechtlichen Grundlagen betrachtet, die besser an die sich verdndernden technischen
Entwicklungen angepasst werden miussten. Als Hauptziel nannte der Bericht die
elektronische Abstimmungsmaoglichkeit fur die Mehrheit der Auslandschweizer
Stimmberechtigten bei den Nationalratswahlen 2015 und als Fernziel die
Zurverfugungstellung eines komplementéren Stimmkanals fur alle Stimmberechtigten.
Mittelfristig soll die Grenze von aktuell 30% der inlandischen, E-Voting nutzenden
Stimmberechtigten abhéngig von der Umsetzung der im Bericht ebenfalls definierten
Sicherheitsstandards (insbesondere die Verifizierbarkeit) angehoben werden. Allerdings
erwuchs dem Projekt zunehmend Kritik. Eine Motion Fassler-Osterwalder (sp, SG), die
vom Bundesrat bis zu den Wahlen 2015 eine flaichendeckende Moglichkeit flr E-Voting
fur alle Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern forderte (Mo. 11.3879), wurde im
Nationalrat abgelehnt. Kritische Stimmen vor allem von Jungparlamentariern mahnten
an, das Motto des Bundesrates «Sicherheit vor Tempo» weiter verfolgen zu wollen. Bei
elf Enthaltungen und der Ablehnung des Vorstosses mit 92 zu 83 Stimmen Uberwog die
Skepsis in der Grossen Kammer. Kritik gegenlber dem Ausbau von E-Voting beinhalten
auch die Ende September eingereichten, aber noch nicht behandelten Motionen
Schwaab (sp, VD; Mo. 13.3808) und Glattli (gp, ZH; Mo. 13.3812). Beide wollen die E-
Voting-Versuche bremsen, weil die Risiken die Chancen Uberwiegen wirden. Die
Waadtlander Kantonsregierung entschied im Berichtjahr, mit der Einflihrung von E-
Voting zuzuwarten, bis die Technik sicherer geworden sei. Im Kanton Zurich forderten
SVP und GP ein Verbot von E-Voting. Ausléser fir die Skepsis war ein von einem
Spezialisten entwickeltes Virus, mit dem aufgezeigt wurde, wie der Abstimmungswille im
Genfer System hatte verfalscht werden kénnen. ?

Ein wichtiges Argument, das fur die elektronische Stimmabgabe ins Feld geflihrt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation fur die finfte Schweiz. E-Voting ermdglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuflhren.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spéat bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behdrden in der Schweiz eintrafen -
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgendssischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Méglichkeit haben, elektronisch zu
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DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

wahlen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Féssler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Burgerinnen und Blrger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hatten aber lediglich vier Kantone die Moglichkeit von E-Voting
angeboten.

In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Méglichkeit fur eine elektronische Wahl fir die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten hétten, eine kurz vor den Wahlen
entdeckte Sicherheitsliicke aber die Einschrankung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsatzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frihjahrssession 2016
folgte der Standerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab.

Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr dhnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des standeréatlichen Entscheids vom Motionar im September 2016
zuriickgezogen. ®

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Obwohl der Kanton Bern aufgrund seines unterdurchschnittlichen
Bevolkerungswachstums bei den Nationalratswahlen 2019 schon zum zweiten Mal in
Folge ein Mandat in der Grossen Kammer abgeben musste, bewarben sich dieses Jahr
deutlich mehr Personen auf einen der verbliebenen 24 Sitze als vor vier Jahren. Unter
den total 651 Kandidierenden waren auch 274 Frauen gemeldet. Damit war der
Frauenanteil ebenfalls héher als 2015 (2019: 42.1%; 2015: 37.4%). Die Anzahl der
Wahllisten stieg von 26 auf 34.

Bei den letzten Nationalratswahlen hatte sich die SVP nach ihrem Sitzgewinn als
Wahlsiegerin feiern lassen kdnnen. Je einen Sitz verloren hatten damals die BDP und
die Grlinen. Wahrend der vergangenen Legislatur waren die Berner Nationalratssitze
somit wie folgt auf die Parteien verteilt: 9 SVP, 6 SP, 3 BDP, 2 FDP, 2 Grlne, 2 GLP, 1
EVP. Aufgrund des Mandatsverlustes war schon von Beginn weg klar, dass mindestens
eine Partei einen Sitz verlieren wirde. Die beiden Parteien welche im Vorfeld am
starksten gefédhrdet schienen, waren die SVP und die BDP. Die Volkspartei hatte 2015
Proporzgliick gehabt und den Sitzgewinn nur dank einem Uberhangmandat geschafft.
Auf kantonaler Ebene hatte die SVP seither Federn lassen mussen, auch weil sie bei den
Grossratswahlen 2018 drei Sitze verloren hatte. Keine wirkliche Hilfe waren der Partei
die Listenverbindungen - sie verband sich einzig mit der Liste «Gesundheit-Energie-
Natur». Ausserdem musste die Volkspartei einen gewichtigen Abgang verkraften: Der
langjahrige  Nationalrat  Adrian Amstutz wurde Opfer der parteiinternen
Amtszeitbeschrankung. Zwar hatten die SVP-Delegierten eigens eine «Lex Amstutz»
beschlossen, die es erlaubt hatte die Beschrankung in einzelnen Féllen zu lockern. Doch
Amstutz entschied sich trotz dieser Sonderregel, nicht erneut zu kandidieren. Auch die
BDP musste bei den diesjahrigen Wahlen auf bekannte Parteigrossen verzichten. Neben
dem Rucktritt von Werner Luginblhl aus dem Stéanderat kiindigte auch Hans Grunder im
Frihjahr an, im Oktober nicht erneut kandidieren zu wollen. Schon wahrend der
Legislatur war Urs Gasche aus dem Rat geschieden. Ohne ihre langjahrigen Zugpferde
musste die BDP um ihre drei Sitze bangen. Die Hoffnungen ruhten im Wahljahr deshalb
vor allem auf Beatrice Simon. Zusatzlich zu ihrer Standeratskandidatur figurierte die
bekannte Berner Finanzdirektorin auch auf der BDP-Nationalratsliste als
Wahllokomotive. Da in Bern ein Doppelmandat in der kantonalen Regierung und im
nationalen Parlament verboten ist, hatte Simon im Falle eines Einzuges ins
Bundesparlament ihr Regierungsratsmandat abgeben mdissen. Da der Posten in der
Regierung gemeinhin als erstrebenswerter angesehen wird, wurde Simon von
politischen Gegnern vorgeworfen, sie tdusche die Wahler, denn sie habe gar nicht vor,
eine Wahl in den Nationalrat anzunehmen. Stattdessen habe sie sich nur aufstellen
lassen, um der BDP-Liste zu mehr Stimmen zu verhelfen. Simon beteuerte jedoch, dass
sie auch eine Wahl in den Nationalrat annehmen wuirde. Dies wiederum stiess den
Burgerlichen sauer auf, da sie dadurch die 2018 muhselig erkdmpfte burgerliche
Mehrheit im Berner Regierungsrat bedroht sahen. Relativ ungefdhrdet schienen die
sechs Sitze der SP zu sein. Die Sozialdemokraten waren bei den Kantonsratswahlen 2018
als Sieger hervorgegangen (+5 Sitze). Zwar hatte auch die SP einen Rucktritt zu
vermelden - fur Margret Kiener Nellen war wegen der Amtszeitbeschrankung Ende der
Legislatur Schluss - doch die national bekannte ehemalige Juso-Chefin Tamara
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Funiciello sprang in die Bresche. Auch dieses Jahr fuhrte die SP eine separate Frauen-
und Mannerliste. Bisher waren auf beide Listen je drei Nationalratssitze abgefallen.
Doch aufgrund der starken Frauenliste wurde gemutmasst, dass die SP-Frauen ihren
mannlichen Kollegen einen Sitz wegschnappen kdnnten. Die méannlichen SP-Vertreter,
allen voran Adrian Wduthrich, der erst wahrend der Legislatur fur den verstorbenen
Alexander Tschappéat nachgerutscht war, mussten daher um ihre Wiederwahl bangen.
Obwohl in Bern ein Sitz weniger zu vergeben war, peilten 2019 einige Parteien einen
Sitzgewinn an. Die FDP, ermutigt durch ihre drei Sitzgewinne bei den
Kantonsratswahlen 2018, hatte sich 11 Prozent Wéahleranteil und einen dritten Sitz als
Ziel gesetzt. Sie ging daflr aber keine Uberparteiliche Listenverbindung ein. Die CVP
strebte derweil nach achtjahrigem Unterbruch ihre Rickkehr in den Nationalrat an.
Daflr ging sie eine breite Mitte-Verbindung mit den Listen der GLP, EVP, BDP und den
Piraten ein. Als aussichtsreichster = CVP-Kandidat galt der Stadtberner
Sicherheitsdirektor Reto Nause. Ebenfalls nach achtjahriger Absenz in die Grosse
Kammer zurlckkehren wollte die EDU. Um die dazu noétigen Wahlerprozente zu
erreichen, verband sich die EDU mit sechs teilweise recht skurrilen Listen («Schweizer
Demokraten», «Die  Musketiere», «Landliste», «Partei der unbegrenzten
Moglichkeiten», «56G ade!» und «JutziPhilipp.com»). Durch dieses breite Biindnis der
Kleinsten wurden der EDU und ihrem Spitzenkandidat Andreas Gafner tatséchlich gute
Chancen fur den Einzug in den Nationalrat eingerdumt. Da das Thema der Stunde, die
Klimapolitik, im Wahlkampf allgegenwartig war, gehdrten auch die Grlinen und die
Grunliberalen zu den Anwartern auf einen Sitzgewinn. Beide Parteien wussten national
bekannte Zugpferde in ihren Reihen - die Parteiprasidentin der Griinen Schweiz Regula
Rytz, der Prasident der GLP Schweiz Jirg Grossen und die Co-Présidentin der
Frauendachorganisation «alliance F» Kathrin Bertschy (GLP). Bei den Grinen hoffte
zudem die bisherige Nationalratin Aline Trede darauf, dieses Mal den Einzug ins
Parlament auf Anhieb zu schaffen, nachdem sie schon zwei Mal fur aus dem Rat
scheidende Parteikollegen nachgerutscht war. Wahrend die GLP in der Mitteverbindung
Unterschlupf fand, verbanden die Grinen ihre Listen mit der SP und der Partei der
Arbeit (PdA).

Der Wahlsonntag brachte unerwartet grosse Verschiebungen. Die grossen Wahlsieger
waren die Grunen und die Grlnliberalen. Erstere bauten ihren Wahleranteil gegentber
2015 um 5.1 Prozentpunkte aus (neu 13.6%) und gewannen zwei Sitze dazu. Neben Rytz
und Trede zogen auch Christine Badertscher und Kilian Baumann in den Nationalrat ein.
Die GLP vergrosserte ihren Wahleranteil um 3.7 Prozentpunkte (neu 9.7%), was fir
einen Sitzgewinn reichte. Melanie Mettler schaffte den Einzug ins Parlament zusammen
mit den Bisherigen Grossen und Bertschy. Anders als die CVP, die ihren angestrebten
Wiedereinzug in den Nationalrat verpasste, holte sich die EDU einen Sitz. Ihre Strategie
der Listenverbindungen mit zahlreichen Kleinstgruppierungen war damit aufgegangen.
Zwar verpasste sie die vier-Prozent-Marke ganz knapp, doch sie sicherte sich ein
Uberhangsmandat, womit der EDU-Spitzenkandidat Andreas Gafner ins Parlament
einzog. Keine Verschiebungen gab es bei der FDP und der EVP: Die bisherigen Christian
Wasserfallen (FDP), Christa Markwalder (FDP) und Marianne Streiff (EVP) wurden
wiedergewahlt. Ein Debakel waren die Wahlen hingegen fur die SP, die SVP und die BDP.
Die Sozialdemokraten verloren 2.9 Prozentpunkte ihres Wéhleranteils (neu 16.8%) und
dazu gleich zwei Sitze, wobei hauptsachlich die SP-Manner unter die Rader kamen. Von
der Mannerliste schaffte einzig Matthias Aebischer die Wiederwahl, Adrian Wuthrich
und Corrado Pardini verpassten ihre Wiederwahl. Die SP-Frauen hielten ihre drei Sitze.
Tamara Funiciello ersetzte Kiener Nellen und zog neben Nadine Masshardt und Flavia
Wasserfallen in die Grosse Kammer ein. Die SVP (-3.1 Prozentpunkte, neu 30.0%)
musste ebenfalls den Verlust von zwei Nationalratssitzen hinnehmen. Zuséatzlich zum
Rucktritt von Amstutz wurde noch Manfred Bihler abgewahlt. Damit schied der einzige
Vertreter des franzdsischsprachigen Berner Jura aus dem Nationalrat. Fir die SVP
verblieben Albert Résti, Andreas Aebi, Nadja Pieren, Erich von Siebenthal, Erich Hess
und Andrea Geissblhler im Rat. Lars Guggisberg rutschte ausserdem flr den Neo-
Standerat Werner Salzmann in den Nationalrat nach. Den gréssten Wahleranteilverlust
(-3.8 Prozentpunkte, neu 8.0%) erlitt die BDP. Trotzdem verlor sie «nur» einen ihrer
drei Sitze. Neben Lorenz Hess schaffte auch Beatrice Simon die Wahl. Nach ihrer
erfolglosen Stéanderatskandidatur verzichtete sie allerdings - entgegen ihren
Ankindigungen im Wahlkampf - auf ihr Nationalratsmandat und blieb stattdessen
Regierungsratin. Der Bisherige Heinz Siegenthaler rutschte flur sie nach. Die
Zusammensetzung der Berner Nationalratsdelegation lautet somit neu: 7 SVP, 4 SP, 4
GP, 3 GLP, 2 FDP, 2 BDP, 1EVP und 1 EDU. Die Stimmbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015
um 1.7 Prozentpunkte auf 47.4 Prozent. "
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Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En tant que deuxieme conseil, le Conseil national a examiné a son tour le projet de
Convention de double imposition avec la République islamique du Pakistan. Une
minorité emmenée par Hildegard Fassler (ps, SG) a proposé de renvoyer le projet au
Conseil fédéral avec mandat de renégocier la convention, de sorte que le Pakistan ait la
possibilité de lutter contre la soustraction fiscale, la corruption et le terrorisme (I'art.
25 de la convention, a savoir celui concernant les échanges de renseignements, n'étant
a ce titre pas satisfaisant). Cette proposition a toutefois été rejetée au plénum par 89
voix contre 57. Au vote sur I'ensemble, le Conseil national a approuvé la convention par
87 voix contre 34.™

Landesverteidigung

Militareinsatze

Au mois de mars, le Conseil fédéral a présenté son message concernant I'arrété fédéral
sur I’engagement de I’armée en service d’appui au profit du canton des Grisons dans le
cadre des mesures de sécurité lors des rencontres annuelles du World Economic
Forum (WEF) de 2010 a 2012 & Davos. Le gouvernement a estimé que les menaces
étaient similaires que lors de la période de 2007 a 2009. Il a ainsi proposé, suite a la
demande que lui avait faite le canton des Grisons au mois de juin de I'année sous revue,
I'engagement annuel de 5'000 militaires au maximum en service d’appui pour aider le
canton des Grisons dans la mise en place de mesures de sécurité dans le cadre de ces
rencontres annuelles. L'armée n’accomplirait pas de taches de service d’ordre et, par
rapport aux dépenses pour des manceuvres ordinaires, cet engagement occasionnerait
des colts supplémentaires d’environ 1,5 million de francs par an. Le gouvernement a en
outre prévu de participer aux frais de sécurité. Au Conseil national, une proposition de
non entrée en matiere a été faite par la députée Féssler-Osterwalder (ps, SG) en raison
du caractere privé des rencontres annuelles organisées par le WEF. Cette proposition a
été rejetée par 117 voix contre 56. Lors de la discussion par article, une minorité Lang
(pe, ZG) a proposé de prendre une décision concernant la sécurité pour la rencontre de
2010 et de ne pas traiter des années suivantes. Cette derniere a été rejetée par 114 voix
contre 50. Au vote sur I'ensemble, le projet du Conseil fédéral a été approuvé par 114
voix contre 55, seuls les groupes socialiste et écologiste ont rejeté le projet. Au Conseil
des Etats, le projet n’a pas rencontré d’opposition et a été adopté a l'unanimité.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession 2016 verlangerte der Nationalrat stillschweigend die
Behandlungsfrist flr eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH), die verlangt, dass
im Werkvertragsrecht Mangelriigen innerhalb einer Frist von 60 Tagen statt der bisher
gebrauchlichen Siebentagesfrist vorgebracht werden kénnen. Die grosse Kammer folgte
damit dem Ansinnen seiner RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zu einer
dhnlichen Motion Féssler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. Die Frist
fur die Behandlung der parlamentarischen Initiative wurde damit bis zur Herbstsession
2018 verlangert. ”

In der Herbstsession 2018 verléngerte der Nationalrat erneut stillschweigend die
Behandlungsfrist fir eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) flr eine
Verlangerung der Frist fiir Mangelriigen um zwei Jahre bis zur Herbstsession 2022. Die
grosse Kammer folgte damit zum zweiten Mal dem Ansinnen ihrer geschlossen
stimmenden RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zur Umsetzung einer
ahnlichen Motion Fassler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. ®
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ROMAIN CLIVAZ

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

In der Frihjahrssession, also kurz nach der Bekanntgabe der neuen Strategie des
Bundesrates, fliihrten beide Parlamentskammern grosse Debatten iiber die Zukunft des
Finanzplatzes Schweiz und dabei insbesondere Uber das vom Ausland immer starker
attackierte Bankgeheimnis bei Steuerhinterziehung durch. Der Nationalrat, wo die
Diskussion besonders emotional gefuhrt wurde, behandelte eine Reihe von Motionen,
Postulaten und Interpellationen zu diesem Thema. Die Linke wiederholte in der
Diskussion ihre seit Jahrzehnten vertretene Position, dass sich die Schweiz mit ihrem
Festhalten am gegenwartig praktizierten Bankgeheimnis (keine Rechtshilfe bei
Steuerhinterziehung) international isoliere und damit auch dem Wirtschaftsstandort
Schweiz schade. Die FDP und die CVP verteidigten die Politik des Bundesrates. Die SVP
kritisierte diese Haltung des Bundesrates als Kapitulation in einem Wirtschaftskrieg. Sie
forderte die Verankerung des Bankgeheimnisses in der Bundesverfassung und lehnte
die Amtshilfe bei Steuerhinterziehung ab. Zudem verlangte sie von der Regierung einen
Gegenangriff auf Grossbritannien und die USA, welche Steuerhinterziehern ebenfalls
Schlupflécher anbieten wurden.

Im Anschluss an diese Auseinandersetzung lehnte der Nationalrat mehrere Motionen
und Postulate der SP-Fraktion ab. Darunter befand sich auch die Forderung, im Inland
Steuerhinterziehung strafrechtlich zu verfolgen, den Personalbestand der
Steuerverwaltung aufzustocken und in den Ausschissen der UNO und der OECD zu
Fragen der Steuerhinterziehung und Steuervereinheitlichung mitzuarbeiten. Keinen
Erfolg hatte auch eine Motion der SVP-Fraktion, welche verlangte, dass keine
Doppelbesteuerungsabkommen geméass OECD-Standard mit Nicht-OECD-Staaten
abgeschlossen werden. Der Rat Uberwies einzig eine auch vom Bundesrat empfohlene
Motion Féssler (sp, SG) fur die Einsetzung einer Task-Force, welche sich mit den
Problemen im Zusammenhang mit den Auseinandersetzung zwischen der USA und der
schweizerischen Grossbank UBS befasst.

Zuséatzlich zum neuen Anlauf flir eine Regelung der nachrichtenlosen Vermogen im
Bundesgesetz Uber Banken und Sparkassen, das 2012 in die Rate kam, beantragte der
Bundesrat dem Parlament die Abschreibung verschiedener Vorstdsse zu
nachrichtenlosen Vermogen, die bei der Regierung hangig waren. Bis auf einen Vorstoss
stimmten die Rate den Abschreibungsantragen des Bundesrats zu. Ein Postulat Fassler-
Osterwalder (sp, SG) wurde hingegen nicht abgeschrieben, weil es nach Meinung des
Nationalrats nicht nur nachrichtenlose Vermégen betraf. Das Postulat forderte den
Bundesrat auf, Bericht liber die zivilrechtliche Aufbewahrungspflicht zu erstatten. %

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Concernant les importations de viande, le Conseil fédéral souhaitait I'introduction d’un
systeme de mise aux enchéres des contingents et I'abandon du systeme d’attribution
en fonction du nombre d’animaux indigenes abattus, trés favorable aux importateurs.
Alors que le Conseil des Etats s'était opposé a un tel changement, la chambre du peuple
|"a accepté pour 90% des importations de viande. La résistance est avant tout venue
des paysans issus des rangs de I'UDC. Ce mécanisme devrait rapporter environ 150
millions de francs par année a la Confédération, montant intégralement réinjecté dans
|"agriculture grace au soutien apporté a la proposition du démocrate du centre Caspar
Baader (BL). Une correction a cette décision a été apportée en mai avec un nouveau
vote, suite a I'intervention de la socialiste Hildegard Fassler (SG). Elle a brandi la menace
d’un refus du projet par le groupe socialiste si on ne revotait pas. Pour Joseph Deiss,
qui a également désapprouvé la décision de mars, les 150 millions devaient étre répartis
a hauteur de 100 millions pour le financement agricole et a hauteur de 50 millions pour
I"élimination des déchets carnés. Cette solution a été retenue par le plénum. Une
exception a toutefois été prévue pour les 10% restants avec le maintien d’un lien entre
importation et marché indigene. Cette mesure d’exception était avant tout destinée a
ne pas défavoriser les régions de montagne. Concernant la viticulture, la tentative du
vaudois André Bugnon (udc) de permettre au Conseil fédéral de prendre des mesures
ponctuelles, en cas de surplus causés par les importations, a échoué. Le soutien a la
reconversion (jusqu’en 2011) a été plébiscité, sans toutefois que cette dépense ne
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passe I"écueil du frein aux dépenses. L'examen intégral de la réforme n’a pas pu étre
terminé lors de la session de printemps. 2

Par 110 voix contre 74, les députés ont suivi une minorité emmenée par Ruth Genner
(pe, ZH) et rejeté la proposition visant a exclure du champ d’application de la loi les
effectifs maximaux d’animaux par exploitation. Les radicaux, soutenus par le groupe
UDC, ont plaidé a ce titre en faveur d’une suppression de ce qui constituait a leurs yeux
un exces bureaucratique, alors que les Verts ont fait valoir que le caractére non
industriel de I'agriculture suisse était précisément I'un des ses atouts. Pour ce qui est
de la mise en valeur de la laine de mouton, le Conseil national a suivi, par 90 voix contre
77, une minorité Hildegard Féssler (ps, SG), qui proposait, contrairement a ce qu’avait
fait le Conseil des Etats, de supprimer les contributions. %

Au Conseil national, malgré une proposition de non-entrée en matiére de la députée
socialiste Hildegard Féassler (SG) sur la loi sur le droit foncier rural (projet 2), et sur la loi
sur le bail a ferme agricole (projet 3), le plénum a décidé, respectivement par 96 voix
contre 66 et par 108 voix contre 65, d’entrer en matiére sur les deux projets, les projets
4, 5 et 6 n"ayant pas fait débat. Lors de la discussion par article de la loi sur le droit
foncier rural, le Conseil national s’est rallié de maniere tacite a la position du Conseil
des Etats en ce qui concerne la taille minimale fixée pour les entreprises agricoles et le
contrdle des prix. »°

Pflanzliche Produktion

Le Conseil national a poursuivi 'examen de cet objet durant I'année sous revue.
L'entrée en matiere y a été acquise sans opposition. La question de la ratification de la
Convention sur la protection des obtentions végétales de 1991 a toutefois été
controversée. Une proposition de minorité emmenée par la socialiste Hildegard Fassler
(SG) a recommandé de ne pas ratifier la convention en question, estimant que celle-ci
favoriserait les droits de I'obtenteur par rapport au privilege de I'agriculteur. Le plénum
a cependant suivi, par 96 voix contre 78, la majorité de la commission, qui
recommandait de s’aligner sur le Conseil des Etats. Sur proposition de sa commission,
et avec le soutien des socialistes, des Verts et du PDC, le Conseil national a cependant
renforcé le privilege des agriculteurs au détriment des obtenteurs de variétés. Il a suivi
de justesse, par 89 voix contre 88, la majorité de la commission qui estimait que ce
privilege était ancré dans la tradition agricole de la Suisse, et qu’il ne devait ainsi pas
étre remis en question. A ce titre, la commission a apporté un complément a la version
du Conseil fédéral et du Conseil des Etats en proposant que les agriculteurs puissent
multiplier non seulement le produit de la récolte, mais aussi ce qu'on appelle le
matériel de multiplication (par exemple les plans de fraises). Par 93 voix contre 86, et
sur proposition de la commission, les députés ont biffé la proposition du Conseil
fédéral, qui stipulait que ce dernier pouvait prévoir que les agriculteurs utilisant des
semences de ferme versent une indemnité au détenteur si les intéréts de ce dernier ne
sont plus garantis. Le Conseil national s’est en outre écarté de la version du Conseil des
Etats en ce qui concerne les licences obligatoires. Il a en effet suivi une proposition de
minorité Fulvio Pelli (prd, TI) qui préconisait de renforcer la position des titulaires d’un
brevet. Au vote sur I'ensemble, les députés ont approuvé le projet de loi modifié par
149 voix contre 26 (24 députés UDC présents se prononcant contre celui-ci).
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Lebensmittel

Sans discussion, le Conseil national a accepté le postulat Masshardt (ps, BE) qui
demande au Conseil fédéral d'analyser les possibilités de remplacer la date limite de
consommation des denrées alimentaires par la date de péremption. Cette demande
s'inscrit dans la lutte contre le gaspillage alimentaire et fait écho au postulat Chevalley
18.3829 accepté par la chambre du peuple en mars 2019. Le postulat de la socialiste
profitait du soutien du Conseil fédéral. ?°

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Parlamentarische Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH) verlangte, dass mittels
Anderung von Art. 69 StHG und Art. 218 DBG neu auch in die Bemessungsliicke fallende
ausserordentliche Aufwendungen in der ersten Steuerperiode nach dem Wechsel der
zeitlichen Bemessung abzugsfahig sein sollen. Damit wollte der Initiant auf die Tatsache
hinweisen, dass beim Ubergang von der Vergangenheits- zur Gegenwartsbesteuerung
mit dem System der Direkten Bundessteuer ausserordentliche Aufwendungen wie
insbesondere Unterhaltskosten von Liegenschaften nicht mehr vom steuerbaren
Einkommen abgezogen werden kénnten. Dies empfand er insofern als stossend, als die
in die Bemessungslicke fallenden ausserordentlichen Ertrage ebenfalls versteuert
werden mussten, worin er eine Verletzung der Steuergerechtigkeit erkannte.
Unterstitzt wurde er von einer WAK-Mehrheit um David (cvp, SG), die seiner
Argumentation folgte und negative konjunkturpolitische Auswirkungen beflrchtete, da
grossere Renovationen an Liegenschaften verschoben werden miussten. Eine
Kommissionsminderheit um Féssler (sp, SG) lehnte die parlamentarische Initiative ab.
Sie war der Meinung, dass die von der Initiative anvisierten Steuerpflichtigen in der Lage
seien, den flr Renovationsarbeiten richtigen Zeitpunkt zu wéahlen und sich dabei dem
jeweiligen kantonalen Steuerrecht anzupassen. Ausserdem komme der Vorstoss zu spat,
weil der Ubergang zur Gegenwartsbesteuerung wie im Kanton Basel-Stadt bereits
erfolgt sei. Der Nationalrat Uberwies die Vorlage mit 109:57 Stimmen. 2

Als Postulat Uberwiesen wurde ein Aufruf der SVP-Fraktion zum Verzicht auf weitere
Einschrankungen des Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. Der Wettbewerb
garantiere tiefe Steuern. Die Steuerharmonisierung dagegen kénnte Steuererhéhungen
zur Folge haben. Walker (cvp, SG) unterstltzte formelle Vereinheitlichungen zwischen
den Kantonen. Féassler (sp, SG) gab zu bedenken, dass die bestehenden
Steuerunterschiede von der Bevolkerung nicht verstanden wirden. Nachdem die SVP-
Fraktion  Bundesrat  Villiger ihre  Zusammenarbeit bei der  formellen
Steuerharmonisierung zusichert hatte, hiess der Rat die Motion in der Form eines
Postulats mit 98 zu 70 Stimmen gut. %/

Erfolglos blieb eine Motion von Standerat Brandli (svp, GR) zur Reduktion der direkten
Bundessteuer. Mindestens 50% der wachstumsbedingten Mehreinnahmen hatten an
die Steuerpflichtigen zurtckerstatten werden sollen. Davon erhoffte sich der Motionéar
eine Steigerung der Standortattraktivitat der Schweiz. Der Bundesrat erklarte, bis 1997
habe die Schweiz mit einer Fiskalquote von 33,8% gegenlber der OECD (37,2%) und der
EU (41,5%) ihren Standortvorteil bewahren koénnen. Ausserdem wirde die
vorgeschlagene Massnahme den Rahmen des Finanzleitbildes sprengen. Mit 26 zu 6
Stimmen verwarf der Standerat das Begehren auch in der Form eines Postulates. Im
Nationalrat unterlag die SVP-Fraktion mit ihrer Motion (Mo. 99.3581) zur Senkung der
Steuerlast. Sie hatte einen Dringlichen Bundesbeschluss zur Reduktion der direkten
Bundessteuer um 10% gefordert. Der Finanzplan sollte ausserdem um eine
Verzichtsplanung ergénzt werden, die die Kompensation allfélliger Steuerausfélle regelt.
Schliesslich stellte Nationalrat Brunner (svp, SG) vergeblich die Forderung (Mo. 99.3339)
nach einem Steuerstopp. Er wollte erreichen, dass jede kiinftige Erh6hung einer Steuer
durch die Reduktion einer anderen Steuer vollstandig kompensiert werden muss.
Bekdmpft wurde die Motion von Féassler (sp, SG), die das Begehren als Wahlkampfvorlage
kritisierte und ihrem Verfasser zu bedenken gab, dass auch die Landwirtschaft von
einer solchen Politik negativ betroffen sein wiirde. ?®
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Im Herbst nahm der Nationalrat die Beratungen der Vorlage zur Familienbesteuerung in
Angriff. Um alle Familien gleichzustellen, beantragte Meier-Schatz (cvp, SG) namens der
Kommission, das Teilsplitting auch auf Konkubinatspaare mit Kindern auszudehnen,
ausserdem, die Kinderabzige auf 11000 Fr. zu erhéhen und einen
Kinderbetreuungsabzug von 7000 Fr. sowie einen zusatzlichen Ausbildungsabzug von
3000 Fr. einzufihren. Ruckweisungsantrage von linker und griner Seite, die eine
Individualbesteuerung (Fehr, sp ZH), ein Familiensplitting (Féassler, sp SG) oder eine
gezielte Unterstitzung von Familien in Form einer Rente (Genner, gp ZH) forderten,
blieben chancenlos. Auch ein Antrag Fassler (sp, SG), Abzlge statt vom steuerbaren
Einkommen vom steuerbaren Betrag zu gewahren, um kleinere und mittlere Einkommen
zu entlasten, wurde abgelehnt. Mit 84:81 Stimmen beschloss der Rat jedoch auf Antrag
Rechsteiner (sp, SG) beim Gesetz lber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden eine Steuerbefreiung des Existenzminimums bei den
Kantons- und Gemeindesteuern. %

Nationalratin Fassler (sp, SG) wollte vom Bundesrat wissen (Anfrage 02.1049), wie
Optionen als Lohnbestandteil besteuert werden. In seiner Antwort erklarte der
Bundesrat, dass eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Kantone, der Steuerberatung,
der Wirtschaft und der Eidg. Steuerverwaltung einen Bericht mit Vorschléagen zur
Besteuerung von Mitarbeiteraktien und -optionen vorgelegt habe, welcher im Herbst
2002 in die Vernehmlassung gegeben werde. Je nach den Ergebnissen der
Vernehmlassung wolle der Bundesrat eine Botschaft erarbeiten und diese dem
Parlament 2003 vorlegen. *°

In der Sommersession widmete sich der Stianderat dem Hauptteil der
Unternehmenssteuerreform 11, den Verbesserungen der steuerlichen
Rahmenbedingungen fiir unternehmerische Tatigkeiten und Investitionen. Kernstiick
bildet die Eliminierung der Doppelbesteuerung ausgeschutteter Gewinne, wozu eine
Teilbesteuerung der Dividenden eingefihrt wird. Eintreten war unbestritten. Der Rat
lehnte den Rickweisungsantrag einer Minderheit Sommaruga (sp, BE) ab, welche die
Vorlage auf jenen Bereich beschréanken wollte, bei dem eine Kapitalgesellschaft
gegenuber einer Personengesellschaft tatsachlich benachteiligt ist und im Fall einer
Teilbesteuerung von ausgeschutteten Gewinnen eine Beteiligungsgewinnsteuer vorsah.
In der Detailberatung folgte der Rat den Antragen seiner WAK: So verwarf er den von
einer SP-Minderheit nochmals eingebrachten Wunsch auf Einfuhrung einer
Beteiligungsgewinnsteuer mit Hinweis auf das klare Verdikt des Stimmvolkes bei der
Abstimmung Uber die Einflhrung einer Kapitalgewinnsteuer. Bei der Milderung der
wirtschaftlichen Doppelbelastung entschied er, im Geschéaftsvermégen die Dividenden
auf Bundesstufe zu 50%, im Privatvermogen zu 60% teilzubesteuern, wobei jeweils eine
Mindestbeteiligung von 10% vorausgesetzt wird. Der Bundesrat hatte die Teilsteuersatze
zunachst auf 60% resp. 80% fixieren wollen und auf eine qualifizierte Beteiligung
verzichtet. Bundesrat Merz schloss sich nun den Vorschlagen der Kommission an. Durch
diesen Beschluss sind die Kantone an die Mindestbeteiligungsquote gebunden, es steht
ihnen aber frei, wie hoch sie die Teilbesteuerung ansetzen. Oppositionslos gewéahrte
der Standerat den Kantonen die Mdoglichkeit, die Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuer
anzurechnen und so auch auf Stufe Unternehmen eine Doppelbelastung auszumerzen.
Beim Quasi-Wertschriftenhandel (Unterscheidung von privaten und gesellschaftlichen
Kapitalgewinnen) optierte die kleine Kammer fir eine grosszlgigere Bestimmung als der
Bundesrat. So stellen Verausserungsgewinne aus Finanzanlagen im Prinzip kein
Einkommen dar, ausgenommen, der jahrliche Erlds betragt mehr als 50'000 Fr.
innerhalb von zwei Jahren und die Summe der getatigten An- und Verkdufe macht
wertméssig mindestens viermal das zu Beginn des Steuerjahres vorhandene
Wertschriftenvermégen aus. Das Gesetz passierte die Gesamtabstimmung mit 28:7
Stimmen.

Im Nationalrat beurteilte die Linke die Reform in der Eintretensdebatte als
verfassungswidrig, weil sie dem Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit widerspreche. Die Blrgerlichen argumentierten, die Forderung des
Risikokapitals und der KMU I6se Wachstumsimpulse aus; die Schweiz brauche die
Reform, um ihre Stellung im internationalen Wettbewerb zu halten und zu starken. Mit
114:66 Stimmen lehnte der Rat einen Nichteintretensantrag einer Minderheit
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) ab und mit offensichtlichem Mehr einen
Rickweisungsantrag Fassler (sp, SG), sich auf jenen Bereich zu beschranken, in dem
eine Kapitalgesellschaft gegenliber einer Personengesellschaft tatsadchlich benachteiligt
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ist. In der Detailberatung beschloss der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates,
Gewinnausschuttungen sowohl des Geschéfts- als auch des Privatvermdgens kinftig
nur noch zu 50% zu besteuern; der Standerat hatte beim Privatvermdgen eine Quote
von 60% vorgesehen. Die Vorschlage der Linken, auf die Teilbesteuerung ganz zu
verzichten oder diese davon abhéangig zu machen, dass die Gewinne der Gesellschaft
zuvor tatsachlich voll besteuert wurden, scheiterten ebenso wie der Versuch, eine stark
begrenzte Beteiligungsgewinnsteuer einzuflihren resp. den Kantonen zu verbieten, die
Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuern anzurechnen, um eine Akzentuierung des
kantonalen Steuerwettbewerbs zu verhindern. Bei der Besteuerung der Quasi-
Wertschriftenhéndler unterstitzte der Nationalrat einen Antrag Steiner (fpd, SO), der
bei der Frage der Abgrenzung eine Steuerpflicht auch fir private Kapitalgewinne
festhalt, wenn Wertschriften und andere Finanzanlagen in zwei aufeinander folgenden
Steuerjahren je viermal umgeschlagen werden. Im Unterschied zum Bundesrat, der den
Abzug privater Schuldzinsen auf den Betrag der steuerbaren Vermogensertrage
beschranken wollte, hielt der Nationalrat am heutigen Schuldzinsiberhang von 50'000
Franken fest. Er wich damit auch vom Standerat ab, der den Schuldzinstberhang nur
noch fur Grundpfandschulden zulassen wollte. Die Vorlage, die in der aktuellen Form
kurzfristig geschatzte Mindereinnahmen von 120 Mio Fr. fir den Bund (zuziglich 108 bis
163 Mio flir die AHV) zur Folge hat, passierte die Gesamtabstimmung gegen den
Widerstand des links-grinen Lagers mit 115:65 Stimmen. Bereits vor der Abstimmung
hatte die SP-Fraktion ein Referendum gegen das Bundesgesetz angekiindigt. *

Mit Hilfe einer Motion verlangte Hildegart Fassler-Osterwalder (sp, SG) pensionierte
Zoll- und Grenzwachtangehorige mit Wohnsitz im Fiirstentum Liechtenstein von der
Quellensteuerpflicht zu befreien und sie neu der Domizilbesteuerung zu unterstellen.
Diese Personen werden mit dem hohen Quellensteuersatz besteuert obwohl
Liechtenstein nicht offiziell als Ausland gilt und somit die Domizilbesteuerung zum
Tragen kommen kénnte. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, zeigte
sich jedoch offen, in nachsten Verhandlungen mit Liechtenstein dieses Anliegen
anzusprechen und eine entsprechende Ldsung zu suchen. Der Nationalrat beschloss
mit 116 zu 41 die Uberweisung der Motion. %

Nachdem der Nationalrat im Vorjahr die Uberweisung einer Motion Féssler-Osterwalder
(sp, SG) noch unterstitzt hatte, die verlangte, pensionierte Zoll- und
Grenzwachtangehorige mit Wohnsitz im Fiirstentum Liechtenstein von der
Quellensteuerpflicht zu befreien und sie neu der Domizilbesteuerung zu unterstellen,
folgte der Stédnderat seiner vorberatenden Kommission und lehnte das Anliegen ab. In
der Diskussion wurde jedoch unterstrichen, dass Regelungs- und Klarungsbedarf mit
Liechtenstein bestehe. **

Im Hinblick auf die Unternehmenssteuerreform Ill Gberwies der Nationalrat in der
Wintersession ein Postulat Féassler-Osterwalder (sp, SG). Der Bundesrat wurde
beauftragt, Uber eine Verbesserung der Steuerstatistik der Unternehmensbesteuerung
Bericht zu erstatten. 3

Indirekte Steuern

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte daraufhin Gysin (sp, BS) (Pa.lv. 99.407) die
seit einem Bundesbeschluss von 1955 geltende unbegrenzte Kompetenz des
Bundesrates zum Erlass von Steuerbefreiungen einschréanken und durch eine klare
Regelung mit Beurteilungs- und Entscheidungskriterien ersetzen. Nach der Meinung
von Gysin pflegt der Bundesrat, die ihm erteilte Kompetenz zu extensiv auszulegen.
Ausserdem sei der geltende Bundesbeschluss veraltet und rechtsstaatlich hochst
bedenklich, wie das Gerangel um den Mehrwertsteuererlass fir das IOK unter Beweis
gestellt habe. Im Namen einer Minderheit der WAK-NR empfahl Fassler (sp, SG) den
Vorstoss zur Annahme. Speck (svp, AG) argumentierte dagegen im Namen der
Kommissionsmehrheit, die Initiative sei aufgrund der laufenden Revisionsarbeiten am
entsprechenden Bundesbeschluss Uberflissig und deshalb abzulehnen. Mit 103 zu 52
folgte das Plenum diesem Mehrheitsantrag. %
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Die WAK-NR verlangte vom Bundesrat in einer Motion die Abschaffung des
Umsatzstempels in jenen Bereichen des Finanzhaushaltsgeschaftes, die von einer
Abwanderung ins Ausland bedroht sind. Der Bundesrat wollte dem Begehren
entsprechen, wehrte sich aber gegen eine Fristsetzung. Fassler (sp, SG) dagegen
versuchte zu verhindern, dass dem Bund nach dem Dringlichen Bundesbeschluss vom
Vorjahr bereits wieder Mittel zugunsten des Finanzmarktes entzogen werden. Koch (sp,
ZH) drohte gar mit einem Referendum. Buhrer (fdp, SH) dréngte auf ein rasches
Handeln, weil sonst der Wertpapierhandel kampflos den auslandischen Borsen
Uberlassen werde. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) disqualifizierte die bestehende
Stempelsteuer als gravierenden Standortnachteil. Bundesrat Villiger gab schliesslich zu
bedenken, dass der Staat auf Transaktionssteuern angewiesen sei. Eine vollstandige
Abschaffung ohne Kompensation sei verfriht. Gegen den Willen des Bundesrates
Uberwies der Rat die Motion mit 107 zu 58 Stimmen. Auch im Stéanderat war die Motion
trotz Gegenstimmen erfolgreich. *

Bei der Behandlung des Bundesgesetzes iliber die Stempelabgaben im Erstrat
beantragte CVP-Stédnderat David (SG) namens der Kommission, nur auslédndische
institutionelle Anleger von der Umsatzabgabe zu befreien. Inlandische sollten dagegen
neu als Effektenhandler bezeichnet werden und der obligatorischen Umsatzabgabe
unterliegen, auch wenn sie ihre Geschafte an auslandischen Bdrsen abwickeln. Die
Dringlichkeit wurde nicht in Frage gestellt. Im Gegensatz zur bundesratlichen Ldsung
wirden die Mindereinnahmen folglich nur noch 218 Mio Fr. betragen. Leuenberger (sp,
SO) bezog die Opposition und stellte einen Nichteintretensantrag. Er vermisste
entsprechende Kompensationen. Sein Parteikollege Plattner (BS) dagegen unterstitzte
den Kommissionsantrag, weil er den Verlust von Arbeitsplatzen befurchtete. Ein Antrag
des Aargauers Reimann (svp) verlangte den Einbezug inléndischer Vorsorger und
Sozialversicherer. Schweiger (fdp, ZG) schliesslich pladierte fir die bundesréatliche
Vorlage. Das Plenum entsprach dem Kommissionsbeschluss.

Im Nationalrat fand die standeréatliche Variante allerdings nur bei einer Minderheit der
vorberatenden Kommission Gehér. Rennwald (sp, JU) bemaéngelte die fehlende
Kompensation und beantragte die Rickweisung. Die grine Fraktion stellte Antrag auf
Nichteintreten. Das drohende Loch in der Bundeskasse hatten wieder einmal die
einfachen Steuerzahler zu begleichen. Fassler (sp, SG) argumentierte, die drohende
Abwanderung mache allein die Streichung der Stempelsteuer fir inlandische Anleger
notwendig. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) sprach sich flr eine Globallésung aus, bei
der alle institutionellen Anleger bertcksichtigt werden. Die Mehrheit der Kommission -
vertreten durch Blocher (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) - favorisierte dagegen den
ursprunglichen Vorschlag des Bundesrates und der Rat entsprach diesem Antrag mit 94
zu 90 Stimmen. Der Standerat hielt jedoch an seinem Beschluss fest und konnte den
Nationalrat in der zweiten Lesung umstimmen. Beide Rate stimmten in der
Wintersession auch der dringlichen Inkraftsetzung zu. ¥

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Frihjahressession nahm der Nationalrat als Zweitrat Kenntnis vom zweiten Teils
des Subventionsberichtes. Die Finanzkommission beméngelte, dass die Subventionen
nicht merklich abgesenkt werden konnten. Gleichwohl beantragte sie zustimmende
Kenntnisnahme. Blrgerliche Parlamentarier erwarteten zusétzliche Massnahmen zur
Kosteneindammung. Dagegen opponierte Fassler (sp, SG). In der Finanzkommission
wlrden zu viele unausgewogene Sparbefehle ausgesprochen. Bundesrat Villiger
erklarte, gespart werden koénne vor allem bei zukinftigen Subventionen. Die
bestehenden seien kaum mehr wegzubringen. %

Mit ihrer Forderung nach einer Reduktion der Staatsquote auf das Niveau von 1990
hatte die SVP-Fraktion Erfolg. Vergeblich wurde die Motion von der SP, der EVP und den
Grlinen bekédmpft. Fassler (sp, SG) fuhrte den Ausgabenanstieg auf die Arbeitslosigkeit
zurtck und nicht- wie in der Motion beschrieben- auf den Ausbau der
Staatstatigkeiten. Mit 92 zu 71 Stimmen Uberwies der Nationalrat das Begehren als
Postulat. Ausserdem verlangten die Finanzkommissionen beider Rate (FK-NR und FK-
SR) vom Bundesrat, das Budget 2002 und den Finanzplan 2003-2005 in der Weise zu
konzipieren, dass sich die Staatsquote merklich reduziere, wobei der Einfluss der
demographischen Entwicklung auf die AHV/IV auszuklammern sei. Der Bundesrat hielt
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fest, dass das Finanzleitbild 2002-2004 eine kontinuierliche Absenkung der
Staatsquote auf 11,2% anstrebt und beantragte, beide Motionen abzulehnen. Der Gefahr
eines Uberproportionalen Anstiegs der Bundesausgaben will der Bundesrat mit einer
Koppelung derselben an die Entwicklung der Einnahmen entgegentreten. Konjunkturelle
Mehreinnahmen sollen primar zur Tilgung der Bundesschuld eingesetzt werden. Die
Fraktionen der Bilrgerlichen standen dem Kommissionsanliegen zustimmend
gegenlber, die rot-grinen Ratsmitglieder und die EVP nahmen mehrheitlich eine
ablehnende Haltung ein oder verlangten die Umwandlung in ein Postulat. Schliesslich
Uberwies der Nationalrat seine Motion (Mo. 00.3600) mit 78 zu 67 Stimmen. Der
Vorstoss (Mo. 00.3611) wurde im Standerat lediglich als Postulat Gberwiesen. %

Voranschlag

In den Parlamentsdebatten zum Voranschlag 2003 musste Bundesrat Villiger Kritik
entgegennehmen, weil er den korrigierten Voranschlag verspatet vorgelegt hatte; der
Bundesrat habe sich an die vom Geschéftsverkehrsgesetz vorgegebenen Termine zu
halten, damit die Bundesversammlung die Beratungen serids vorbereiten kénne. Am
umstrittensten waren neben den Kirzungen der Personalkosten vor allem die Beitrage
zum Strassenbau, die Anstossfinanzierung fur Kinderkrippen und der Transfer von
Geldern fur die Gesundheitspravention an das Bundesamt fur Sport. Namens der SVP-
Fraktion beantragte Nationalrat Zuppiger (ZH) vergeblich Rickweisung des Budgets mit
dem Auftrag, 1 Mia Fr. einzusparen und die Investitionen im Strassenbau um 200 Mio Fr.
zu erhdhen. Der Nationalrat lehnte auch die Antrége von linker Seite zur Aufstockung
der Beitrage fur die Entwicklungszusammenarbeit, die Bekdmpfung des organisierten
Verbrechens und die Infrastrukturleistungen flr die Bahn sowie zu Einsparungen beim
Kauf von neuem Rustungsmaterial ab. Verworfen wurden ebenfalls die Streichungs-
resp. Kurzungsantrége der SVP bei der Expo, im Asylbereich, bei den
Integrationsmassnahmen far Auslanderinnen und Auslander, der Friedensférderung
und bei "Prasenz Schweiz" - letzterer allerdings knapp. Ebenfalls verschont blieben die
Filmférderung, Pro Helvetia, die Kulturabgeltungen fir die Stadt Bern und der
Heimatschutz. Die grosse Kammer verwarf einen Antrag Fassler (sp, SG), der die
Verbilligung der Krankenkassenpramien um 1 Mia Fr. erhéhen wollte, um damit die
Kinderpramien zu bezahlen. Gegen den Willen des Bundesrates stimmte sie jedoch
einem Antrag Cina (cvp, VS) zu, flr die Schaffung von Krippenplatzen 50 Mio Fr. zur
Verflgung zu stellen - Marlyse Dormond (sp, VD) hatte den Betrag auf 30 Mio Fr.
anheben wollen. Widerwillig hiess der Rat einen Nachkredit flr die Expo von 80 Mio Fr.
gut, um endlich einen Schlussstrich ziehen und die letzten Handwerkerrechnungen
bezahlen zu kénnen - die Grlnen hatten die Streichung resp. Ruckstellung des Kredits
verlangt; zunéchst sollte die Expo nachweisen, dass sie sich bei der Wirtschaft intensiv
um eine Kostenbeteiligung bemiht hatte. Bei der Landwirtschaft verlangte Weyeneth
(svp, BE) eine Ausklammerung der Direktzahlungen von der Kreditsperre und wollte im
Gegenzug auf die urspringlich beantragte Aufstockung der Beihilfen und Zulagen in der
Milchwirtschaft um 30 Mio verzichten. Der Rat wies den Antrag ab, stimmte aber
kostenneutralen Umschichtungen von 50 Mio Fr. zugunsten der Produktions- und
Absatzforderung zu. Mugny (gp, GE) wehrte sich trotz bundesratlicher Unterstiitzung
vergeblich gegen Abstriche bei der Abgeltung flir den kombinierten Verkehr.
Zusétzliche Mittel kamen hingegen dem Nationalstrassenbau (+60 Mio), den
Hauptstrassen (+15 Mio) und der Sanierung von Bahnlibergédngen (+8 Mio) sowie den
Programmen zur Energie- und Abwéarmenutzung (+ 2 Mio) zugute. Gegen den Willen des
Bundesrats beschloss der Nationalrat massive Einsparungen bei den Personalkosten
von insgesamt 130 Mio. Fr. - beantragt waren 40 Mio Fr. Die generelle Kreditsperre
blieb bei 1%; sowohl eine von Hess (cvp, ZG) verlangte Erhdhung auf 2% als auch ein von
Fassler (sp, SG) geforderter Verzicht wurden abgelehnt. *°

Nur einen Tag spater ging die Debatte um den Voranschlag 2020 im Nationalrat weiter.
Auch dieses Jahr drehte sich die Eintretensdebatte vor allem um die Frage, wie gut die
wirtschaftliche Lage des Bundes wirklich sei und wie grosszlgig das Parlament folglich
mit dessen finanziellen Ressourcen umgehen kdénne. Eintreten war nicht umstritten,
ganz im Gegensatz zur Detailberatung: Neben den Mehrheitsantrdgen standen
zahlreiche Minderheitsantrage der SP- und der SVP-Fraktion auf dem Programm. Doch
obwohl der Nationalrat den Voranschlag wahrend tUber 9 Stunden diskutierte, schuf er -
verglichen mit der Anzahl Minderheitsantrage - nur wenige Differenzen zum Standerat.

Die meisten dieser Differenzen waren im Nationalrat unumstritten, etwa die Erhéhung
des Globalbudgets der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts um CHF 709°300
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CHF. In verschiedenen Fallen verband die Kommission zudem Aufstockungen mit der
Definition neuer Grenz- und Sollwerte oder der Neudefinitionen der
Rahmenbedingungen der Kreditverwendung, Instrumenten des Neuen Fihrungsmodells
des Bundes flr die Bundesverwaltung. Mit diesen kdnnen Bedingungen zur Verwendung
der Gelder mit Budgetpositionen verbunden werden. Die Aufstockung des
Globalbudgets der Landwirtschaft um CHF 500'300 begrindete der Nationalrat mit der
drohenden Unterfinanzierung des Aufbaus des Kompetenzzentrums Boden und
definierte dessen Finanzierung als Rahmenbedingung fur den Kredit. Auch die
Forschungsbeitrage  fur die Landwirtschaft erhdhte er zugunsten des
Forschungsinstituts fur biologischen Landbau um CHF 2.5 Mio. im Voranschlagsjahr
sowie in den Finanzplanjahren. Gegen die Aufstockung der Direktzahlungen fir die
Landwirtschaft stellte sich eine Minderheit Schneider Schittel (sp, FR), die
diesbezliglich dem Stédnderat folgen wollte, jedoch mit 63 zu 127 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) unterlag. Abgelehnt hatten die Anderung die einstimmig stimmenden SP-
und GLP-Fraktionen sowie Minderheiten der FDP- und der Grinen-Fraktion. Auf Antrag
Mattea Meyer (sp, ZH) stockte der Nationalrat mit 112 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
auch das Globalbudget des Fedpol im Voranschlagsjahr sowie in den Finanzplanjahren
um CHF 600'000 auf. Damit sollte eine Reduktion aus den Finanzplanjahren 2017 bis
2019 korrigiert werden, um damit eine Stellenaufstockung um vier Stellen zur Erflllung
der Zentralstellenaufgaben des Fedpol im Bereich Internetkriminalitat, insbesondere
der Padokriminalitat, zu ermdglichen. Die SVP- und die FDP-Fraktionen hatten sich
dagegen gewehrt, weil diese Stellen intern Uber das Globalbudget finanziert werden
sollten, wie Albert Vitali (fdp, LU) betonte.

Sparsamer als der Standerat zeigte sich die grosse Kammer bezuglich der finanziellen
Unterstltzung von Selbsthilfeprojekten beim Bundesamt fir Justiz: Hier sperrte sie sich
stillschweigend gegen die vom Standerat beschlossene Ausgabenerhéhung auf CHF 2
Mio. Ohne Minderheit akzeptiert wurden auch die Antrége zum SEM: Die
Betriebsausgaben zu den Bundesasylzentren senkte der Rat nach Absprache der
Kommission mit dem SEM um CHF 27 Mio. und die Beitrédge fir die Sozialhilfe
Asylsuchender und vorlaufig Aufgenommener reduzierte er aufgrund aktualisierter
Zahlen um 12.8 Mio. Dies obwohl Finanzminister Maurer darauf hingewiesen hatte, dass
man damit an den Leistungen des Bundes «lberhaupt nichts» dndere, denn diese seien
gesetzlich vorgegeben. Ein solcher Beschluss flhre spater aber allenfalls zu
Nachtragskrediten, wenn sich die Fluchtlingssituation andern sollte.

Umstritten waren auch im Nationalrat vor allem die Bildungsausgaben. Diesbezlglich
lagen neben dem Mehrheitsantrag drei Minderheitsantrage vor. Die Mehrheit wollte in
den meisten Bildungsfragen dem Bundesrat folgen und die Bildungsausgaben nicht um
die ehemaligen Teuerungsbeitréage erhoéhen. Einzig bezuglich der Berufsbildung
beflrwortete sie eine zusatzliche Erhdéhung. Eine Minderheit | Schneider Schiuttel
forderte, dem Standerat folgend, die im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020
beschlossenen Betrége, eine Minderheit Il Bourgeois (fdp, FR) bevorzugte hingegen
mehrheitlich einen Mittelweg zwischen Standerat und Bundesrat. Dieser basierte auf
den Aufstockungen des Budgets im Bildungsbereich, welche das Parlament bereits 2019
vorgenommen hatte, abzlglich der Teuerungskorrektur nach Dittli (fdp, UR; Mo.
16.3705) um -0.1 Prozent. Mit 132 zu 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 139 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit Il gegen die Minderheit | und
die Mehrheit durch. Zudem sprach sich der Nationalrat beim Bildungsbudget zusatzlich
fur eine Minderheit Il Schneider Schuttel aus, welche bei den Institutionen der
Forschungsforderung eine zusatzliche Erhohung um CHF 1.1 Mio. forderte, die
zugunsten der Akademien der Wissenschaften Schweiz eingesetzt werden sollte.
Schliesslich nahm der Nationalrat verglichen mit dem Stinderat einige Anderungen bei
den Sollwerten vor, insbesondere im Gesundheitsbereich. Der Messwert flr den Anteil
Rauchender in der Bevolkerung, gemass dem nicht mehr als 25 Prozent der Bevolkerung
rauchen sollen, wurde gestrichen, da dessen Messung gemass Kommission keine
Aufgabe des Staates sei. Dies obwohl Finanzminister Maurer vor der Streichung gewarnt
und diese als falsches Signal bezeichnet hatte. Gesteigert werden sollte hingegen der
Anteil Arztpraxen mit elektronischer Krankengeschichte der Patientinnen und
Patienten. Heute liegt dieser bei 76 Prozent, im Jahr 2020 soll er bei 80 Prozent zu
liegen kommen und far die Finanzplanjahre weiter gesteigert werden. Bei der
Militarversicherung soll der Anteil der Verwaltungskosten an den Gesamtkosten von 10.7
Prozent auf 10 Prozent gesenkt werden. Diese Anderungen waren nicht umstritten,
genauso wenig wie die Reduktion des Grenzwertes zum Auftreten von gentechnisch
verdndertem Raps entlang von Bahngeleisen (von 0.5 Prozent auf 0.25 Prozent aller
untersuchten Proben). Schliesslich erhdhte der Nationalrat auch die Messgrosse bei
den Besucherinnen und Besuchern der bundeseigenen Museen von 60'000 auf 65'000
Personen - obwohl dies geméass Bundesrat Maurer «nicht mehr Leute in die Museen»
locken werde.
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Die Ubrigen Anderungen, meistens beantragt von Mitgliedern der SP- oder der SVP-
Fraktion, lehnte die Ratsmehrheit jeweils deutlich ab. Verschiedene linke Minderheiten
setzten sich far Budgeterhéhungen im Bereich des Umweltschutzes ein. So versuchte
eine Minderheit Schneider Schittel unter anderem die Uberpriifung von Wirkstoffen
zur Senkung des Risikos von Pflanzenschutzmitteln fir aquatische Organismen fur das
Jahr 2020 von 20 auf 30 Wirkstoffe zu erhdhen sowie die dazu nétigen acht
zusétzlichen Stellen bei vier verschiedenen Bundesamtern zu schaffen. Mit 105 zu 84
Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Rat den Antrag gegen den Willen der SP-, GPS-
und GLP-Fraktionen sowie der Mitglieder der EVP ab. Da sich der
Uberprifungsrhythmus an jenen der EU anlehne, sei eine Aufstockung hier nicht
angebracht, erklarte Alois Gmdr (cvp, SZ) fur die Kommission. Eine weitere Minderheit
Schneider Schuttel wollte CHF 20 Mio. mehr fir die Revitalisierung von Gewaéassern
einsetzen, weil die Nachfrage nach Bundesmittel in diesem Bereich stark angestiegen
sei und im kommenden Jahr zahlreiche Projekte realisiert werden sollten. Mit 96 zu 95
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Rat jedoch auch diesen Antrag ab, wobei
Kommissionssprecher Gmur darauf hinwies, dass bei tatséchlichem Fehlen von Mitteln
Nachtragskredite eingereicht werden kénnten. Zudem setzte sich eine Minderheit
Masshardt (sp, BE) fiir eine Verdoppelung des Betrags fir den Technologietransfer beim
Bundesamt fur Energie von CHF 20 Mio. auf CHF 40 Mio. ein. Dieses Geld diene dazu,
dass neue, noch nicht marktreife Technologien erprobt werden kénnten. Eine Erhdhung
sei nicht notig, weil die Privatwirtschaft solche Ideen kostensparend entwickeln kénne,
argumentierte Sandra Sollberger (svp, BL) und begriindete damit auch ihre Minderheit Il
Sollberger, die den Betrag auf CHF 10 Mio. reduzieren wollte. Mit 142 zu 52 Stimmen
respektive 107 zu 86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) setzte sich der Mehrheitsantrag gegen
die Antrage der Minderheit Il respektive der Minderheit | durch.

Doch nicht nur im Umweltbereich, auch zu anderen Themen reichte die SP-Fraktion
erfolglos Vorstosse ein. So wollten linke Minderheiten etwa das Globalbudget des
Eidgendssischen Blros fur die Gleichstellung von Frau und Mann aufstocken, die
Kulturabgeltung an die Stadt Bern in den Finanzplanjahren fortsetzen, dem BIT eine
grossere Konstanz in der Personalentwicklung als neues Ziel vorschreiben sowie eine
Aufstockung beim Eidgendssischen Personalamt vornehmen, das in der Folge
Lehrstellen und Hochschulpraktika zur Integration von Menschen, die aus dem
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, anbieten soll.

Die SVP hingegen versuchte vor allem, dem Stellenzuwachs beim Bund - im Voranschlag
2020 betragt dieser gemass Franz Gruter (svp, LU) 267 zusatzliche Stellen - Einhalt zu
gebieten. Dazu wollte Griter allgemein die Ausgaben fur den Personalaufwand im
Voranschlag 2020 sowie in den Finanzplanjahren bei CHF 6 Mrd. plafonieren - zum
ersten Mal Uberhaupt Uberstiegen die geplanten Ausgaben fur das Personal die Grenze
von CHF 6 Mrd. Mit 134 zu 51 Stimmen lehnte der Rat den Minderheitsantrag Griter
gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP ab. Zudem wollte eine weitere
Minderheit Gruter den Betrag fur die Lohnmassnahmen halbieren; 0.5 Prozent der
Lohnsumme reichten flir Lohnverhandlungen, erklarte der Minderheitensprecher. Mit
140 zu 52 Stimmen lehnte der Rat auch diesen Antrag ab. Auch die weiteren
Minderheitsantrége, die vorsahen, die Ausgaben des Bulros fir Konsumentenfragen auf
dem Stand der Rechnung von 2018 zu plafonieren, auf die Budgeterhdhung der
Parlamentsdienste zur Schaffung von drei neuen Vollzeitstellen sowie auf Erhdhungen
in den Personalbereichen des EDA, des BAG und des BFS zu verzichten, lehnte der
Nationalrat ab.

Zu reden gaben schliesslich auch die Bereiche Entwicklungszusammenarbeit und
Sicherheit. Wahrend eine Minderheit | Keller (svp, NW) die Ausgaben fur multilaterale
Entwicklungszusammenarbeit deutlich kiirzen wollte, schlug eine Minderheit Il Gysi (sp,
SG) in diesem Bereich eine Erhéhung des Budgets vor, um erneut auf die in der
Botschaft 2017-2020 vereinbarten Ausgaben zu kommen und um im Jahr 2023 eine
APD-Quote von 0.5 Prozent des Bruttonationaleinkommens zu erreichen.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen eine weitere Klirzung in diesem Bereich - die
Schweiz habe hier in den letzten Jahren die grossten Kiirzungen vorgenommen, obwohl
sie  weiterhin  ihren  Verpflichtungen nachkommen  musse, erklarte er.
Kommissionssprecher Gmur betonte hingegen, dass es sich bei der APD-Quote weder
um ein finanzpolitisches Steuerungsinstrument, noch um einen Zielwert handle,
sondern um einen Richtwert. Mit 140 zu 51 Stimmen und 106 zu 84 Stimmen (1
Enthaltung) sprach sich die grosse Kammer flr den Mittelweg, den Mehrheitsantrag, aus
und beliess die entsprechenden Ausgaben auf ihrer urspringlichen Héhe.

Mit 135 zu 54 Stimmen nahm der Nationalrat schliesslich den Bundesbeschluss la tber
den Voranschlag fur das Jahr 2020, der verglichen mit dem bundesratlichen
Budgetvorschlag Mehrausgaben von CHF 245 Mio. mit sich bringe, wie die beiden
Kommissionssprecher Gmur und Nicolet (svp, VD) erkléarten, in der Gesamtabstimmung
an. Abgelehnt wurde er einstimmig von der SVP und von Stefania Prezioso Batou (gps,
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GE). Kaum bis gar nicht umstritten waren der Bundesbeschluss |b Uber die
Planungsgréssen im Voranschlag fur das Jahr 2020, der Bundesbeschluss Il Uber den
Finanzplan fur die Jahre 2021-2023, der Bundesbeschluss Il Gber die Entnahmen aus
dem Bahninfrastrukturfonds fur das Jahr 2020 sowie der Bundesbeschluss IV Uber die
Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds fir das Jahr
2020.

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Nationalratin  Fassler (sp, SG) wollte wissen, wie sich die Revision des
Raumplanungsgesetzes auf die Landwirtschaft ausgewirkt habe. Da die neue Regelung
erst seit 2000 in Kraft ist, sei laut Bundesrat noch zu wenig Zeit verstrichen, um Uber
die Auswirkungen fundiert Auskunft zu geben. Fir die Beurteilung von Gesuchen fir
Bauten ausserhalb der Bauzonen seien zudem die Kantone zustandig. Nach
Informationen der Kantone betréafen die Gesuche hauptsachlich Ferien auf dem
Bauernhof und gastgewerbliche Aktivitaten fir den bauerlichen Nebenerwerb. *?

Wohnungsbau und -eigentum

Im Frdhjahr hielt der Stéanderat bei der Wohneigentumsbesteuerung an seiner Absicht
fest, den Eigenmietwert auf 60% des Marktwerts zur reduzieren; der Nationalrat
hingegen beharrte auf der Aufhebung der Eigentumsbesteuerung. In der letzten Runde
des Differenzbereinigungsverfahrens schloss sich die kleine Kammer mit 23:20
Stimmen der Version des Nationalrats an und entschied sich fir den Systemwechsel bei
der Eigenmietwertbesteuerung; die Mehrheit des Stédnderates hatte das Risiko einer
Nullldsung bei der Einigungskonferenz oder eines Scheiterns des ganzen Steuerpakets
nicht eingehen wollen. Der anschliessende Ordnungsantrag von Kommissionsprasident
Schiesser(fdp, GL), das Gesché&ft nach diesem Grundsatzentscheid an die Kommission
zurtckzuweisen, um die finanzpolitischen Auswirkungen zu Uberprifen, wurde knapp
abgelehnt. Bei den Liegenschaftskosten schloss sich die kleine Kammer der
nationalratlichen Variante an und nahm im Vergleich zum Bundesrat zusatzliche
Steuerausfalle von CHF 70 Mio. in Kauf. Beim Schuldzinsabzug folgte sie der Vorlage des
Bundesrats, ebenfalls beim Bausparen, wo sie sich, mit Stichentscheid des Prasidenten,
fir das Modell im Rahmen der Saule 3a aussprach - der Nationalrat hatte das
basellandschaftliche Modell vorgezogen.

In der Einigungskonferenz setzten sich die nationalrdtlichen Positionen durch:
Schuldenabzuge fur Ersterwerber von CHF 7'500 flr Einzelpersonen resp. CHF 15'000
flir Ehepaare, Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell sowie Inkrafttreten
des Systemwechsels auf 2008. Im Nationalrat plddierte SP-Fraktionschefin Fassler (SG)
vergeblich fur die Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz. Das Steuerpaket habe
Entlastungen flr Familien mit Kindern versprochen. Die Steuererleichterungen von CHF
1,2 Mrd. kdmen jedoch zu zwei Dritteln jenen rund 10% der Haushalte zugute, die Uber
mehr als CHF 100'000 steuerbares Einkommen verfligen, also genau jenen Personen,
die nicht darauf angewiesen seien. Finanzminister Villiger hielt fest, dass der Bundesrat
den Systemwechsel weg vom Eigenmietwert beflrwortet habe. Die zuséatzlichen
Abzugsmoglichkeiten seien aber finanzpolitisch Ubertrieben und von der
Steuergerechtigkeit her fragwirdig. Diesen Teil des Steuerpakets kénne der Bundesrat
nicht mittragen. Beide Rate nahmen den Antrag der Einigungskonferenz an. Das
Steuerpaket passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 97:69 Stimmen (gegen
die Voten von SP, Griinen und EVP), der Stédnderat verabschiedete die Vorlage unter
Namensaufruf mit 30:13 Stimmen und 2 Enthaltungen. **

A la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a décidé, par 82 voix contre 68, de
transmettre au Conseil fédéral la motion Kuprecht (udc, SZ) en faveur de la suppression
de I'imposition de la valeur locative du logement habité par son propriétaire. Bien que
maintenues, les déductions des intéréts hypothécaires et des frais d’entretien verront
leur niveau baisser. La gauche s’est vainement opposée a cette mesure en dénoncant le
privilege ainsi accordé aux propriétaires par rapport aux locataires. La Chambre basse a
par contre rejeté, par 108 voix contre 68, une motion Fassler-Osterwalder (ps, SG)
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visant & remplacer les déductions fortaitaires pour les frais d’entretiens d'immeubles
par une déduction selon les frais effectifs et a introduire un plafond pour ce type de
déductions. Le Conseil national a également rejeté, par 114 voix contre 64, un postulat
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) demandant au Conseil fédéral de présenter un rapport
sur les taux cantonaux d'imposition de la valeur locative et de proposer des mesures
législatives pour réduire les disparités constatées. **

Im Berichtsjahr behandelten die beiden Rate die Volksinitiative ,,Sicheres Wohnen im
Alter™ sowie den indirekten Gegenentwurf, welcher der Bundesrat dem Parlament in
Form eines Bundesgesetzes liber die Besteuerung des privaten Wohneigentums
prasentierte. Die Volksinitiative des Hauseigentimerverbandes (HEV) fordert fir
Personen im Rentenalter eine fakultative Befreiung von der Besteuerung des
Eigenmietwertes. Der im Vorjahr vom Bundesrat erarbeitete Gegenentwurf sieht im
Gegenzug eine generelle Abschaffung des Eigenmietwerts flr alle Personen mit
selbstgenutztem Wohneigentum vor. In der Frihjahrssession prasentierte die
Kommission fir Wirtschaft und Abgaben des Stadnderates (WAK-SR) ihrem Rat eine
Uberarbeitete Version des bundesratlichen Entwurfes. Ende 2010 hatte die WAK-SR
nach Anhoérung des HEV und der Finanzdirektorenkonferenz ohne Gegenstimme
beschlossen, nicht auf den urspringlichen Entwurf des Bundesrates einzugehen. Laut
Kommissionssprecher Rolf Schweiger (fdp, ZG) wirde der nun prasentierte, Uberarbeite
Entwurf eine optimale Losung bieten. Er ermdgliche ausserdem eine angemessene
Losung fuar Zweitliegenschaften. Mit der Schaffung einer verfassungsrechtlichen
Grundlage  sollen  Kantone und  Gemeinden  berechtigt werden, eine
Kostenanlastungssteuer in Form einer Objektsteuer zu erheben, wodurch bei
Abschaffung des Eigenmietwertes ausfallende Steuereinnahmen kompensiert werden
kénnten. Eine liberal-linke Kommissionsminderheit beantragte erfolglos Nichteintreten
auf die Vorlage. Sie argumentierte, dass der Gegenentwurf nicht zu einer Vereinfachung
des Steuersystems fuhren wirde. In der Detailberatung umstritten war die Frage, ob
Investitionskosten fur energetische Sanierungsmassnahmen und denkmalpflegerische
Arbeiten von der Bundessteuer abzugsberechtigt sein sollten. Hier setzte sich die
Kommissionsminderheit durch, welche sich wie der Bundesrat fir die
Abzugsberechtigung aussprach. Der Standerat beschloss zudem auf Anraten seiner
Kommission mit deutlichem Mehr die Erhdhung des moglichen Schuldzinsabzugs far
Neuerwerbende auf CHF 12'000 pro Ehepaar, resp. auf CHF 6000 fir Alleinstehende,
im ersten Steuerjahr mit einer Verminderung der Abzugsmoglichkeiten um jahrlich 5
Prozentpunkte, was die Neuerwerbenden fur eine Dauer von 20 Jahren
abzugsberechtigt machen wirde. Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf einen leicht
tieferen Abzug empfohlen, welcher des Weiteren nur fur 10 Jahre geltend gemacht
werden kénnte. In der Schlussabstimmung wurde dem indirekten Gegenvorschlag mit 17
zu 12 Stimmen bei drei Enthaltungen zugestimmt. Beinahe einstimmig folgte der
Stdnderat im Folgenden dem Bundesrat und empfahl die Volksinitiative .Sicheres
Wohnen im Alter™ zur Ablehnung. Es sei nicht einzusehen, wieso in der Schweiz zwei
Klassen von Steuerpflichtigen geschaffen werden sollten, liess Kommissionssprecher
Schweiger (fdp, ZG) verlauten. Ahnlich argumentierte Hildegard Fassler-Osterwald (sp,
SG) fur die knappe Kommissionsmehrheit im Nationalrat. Hier lag jedoch ein
blrgerlicher Minderheitsantrag zur Annahme des Volksbegehrens vor, welcher durch
Georges Theiler (fdp, LU), Mitglied des Initiativkomitees, vertreten wurde. Der
Eigenmietwert sei eine staatliche Aufforderung zum Schuldenmachen und wirke sich
insbesondere fur altere Menschen, die ihre Hypotheken bereits teilweise oder sogar
ganz amortisiert haben, negativ aus. Dank einer Mehrheit der CVP/EVP/glp-Fraktion
gelang den Bdurgerlichen mit 97 zu 72 Stimmen eine positive Empfehlung zur
Volksinitiative. In Sachen indirekter Gegenvorschlag sprach sich die WAK-NR mit 14 zu
10 Stimmen fur Nichteintreten aus. Ausschlaggebend war die Befurchtung, dass der
indirekte Gegenvorschlag zu einer verscharften Ungleichbehandlung von Mietern und
Wohneigentlimern fihren wirde. Ebenso erachtete die WAK-NR den vehementen
Widerstand der Kantone, welcher auf den standeréatlichen, positiven Entscheid zum
indirekten Gegenvorschlag folgte, als Grund, diesem die Zustimmung zu verweigern. In
dieser Sache folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit nun deutlich;
Nichteintreten wurde mit 114 zu 58 Stimmen beschlossen. Fur Eintreten sprachen sich
je ungefahr die Halfte der FDP und der CVP aus. Dabei wurden sie durch eine
Minderheit der SVP und einer Mehrheit der Grunen unterstutzt. Im Winter gingen die
Vorlagen zur Differenzbereinigung zurick an den Stdnderat. Nach kurzer Diskussion
beschloss dieser erneut mit deutlichem Mehr von 35 zu 5 Stimmen, die Volksinitiative
»Sicheres Wohnen im Alter® zur Ablehnung zu empfehlen. Dies geschah auf
grossmehrheitliche Empfehlung seiner Kommission. Diese empfahl ihrem Rat auch
erneut, auf den Gegenvorschlag einzutreten; dieses Mal jedoch nur knapp und dank
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Stichentscheid des Kommissionsprasidenten. Der neu gewahlte Standerat sprach sich
jedoch in der Folge mit 23 zu 17 Stimmen gegen diese Empfehlung und somit auch
gegen den sténderéatlichen Entscheid aus der ersten Beratung aus. Nach bereits
erfolgtem Nichteintretensentscheid der grossen Kammer bedeutete dies das Scheitern
des indirekten Gegenvorschlags. *°

Sowohl der National- als auch der Standerat nahmen im Jahr 2011 auf Anraten des
Bundesrates eine Motion Féssler-Osterwalder (sp, SG) an, die darauf abzielte, die
Rechte der Bauherrschaft bei Baumangeln oder Baupfusch zu starken. Die Motionarin
hatte ihr Anliegen damit begriindet, dass das Parlament bereits bei der Beratung einer
parlamentarischen Initiative Fassler-Osterwalder (Pa.lv. 06.466) sowie einer Motion der
RK-NR (Mo. 08.3755) in diesem Bereich Handlungsbedarf erkannt habe. Die Anliegen
seien lediglich abgelehnt worden, weil die inhaltlichen Forderungen zu konkret
ausformuliert worden seien. Letzteres solle mit vorliegender Motion vermieden werden.
Mit Annahme der Motion soll das private Bauvertragsrecht im Hinblick auf die
Mangelgewahrleistung einer eingehenden Priifung unterzogen werden. Uberpriift
werden soll etwa auch, ob ein besonderer Bau- und Architekturvertrag geschaffen
werden soll und ob Architekturleistungen generell der Kausalhaftung unterstellt werden
sollen. *

Erneut beschloss der Nationalrat im Dezember 2019 eine zweijahrige Fristverlangerung
fur die parlamentarische Initiative Gossi (fdp, SZ) «fur verbindliche Haftungsregeln beim
Kauf neuer Wohnungen». Man plane nach wie vor, das Anliegen mit denjenigen der
Motion Fassler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) und der parlamentarischen Initiative
Hutter (fdp, ZH; Pa.lv. 12.503) zu koordinieren, so die RK-NR in ihren Ausflhrungen.
Man wolle aber noch den Bericht des Bundesrates zur Umsetzung der erwédhnten
Motion abwarten, der noch immer ausstehe. */

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gleich wie im Vorjahr eine Initiative Dupraz (fdp, GE), verwarf der Nationalrat auch eine
Minderheitsmotion Féssler (sp, SG), die erreichen wollte, dass im OR ein landesweiter
Normalarbeitsvertrag fur die Landwirtschaft eingefihrt wird. Der Bundesrat erklarte
zwar, mit den Anstellungsbedingungen der Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft
nicht zufrieden zu sein. Dennoch machte er regionale Unterschiede geltend, um
erfolgreich Ablehnung des Vorstosses zu beantragen. “®

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Im Voranschlag 2001 hatte das EDI 500'000 Fr. flr diverse Forschungsarbeiten im
Bereich der Gesundheitspravention beantragt. Die Mehrheit der Finanzkommission des
Nationalrates wollte diesen Betrag ganz streichen. Eine links-griine Minderheit Fassler
(sp, SG) beantragte Zustimmung zum Bundesrat, eine Minderheit Maillard (sp, VD)
zumindest die Beibehaltung eines Kredits von 50'000 Fr. fur die Entwicklung eines
Tests zur Erfassung der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit und von 120 000 Fr. fir die
Suche nach einem sicheren und umfassenden Impfstoff gegen die Grippe. Bundesrat
Villiger bat den Nationalrat, auf die Streichung ganz zu verzichten oder wenigstens dem
Antrag Maillard zuzustimmen, da die WHO fur die nachsten Jahre eine Grippe-
Pandemie in der Gréssenordnung der ,Spanischen Grippe® nach dem 1. Weltkrieg nicht
ausschliesse. Trotz dieser eindringlichen Warnung verwarf das Plenum mit 99 zu 69
Stimmen den Antrag Féassler und mit 95 zu 75 Stimmen den Antrag Maillard. Der
Standerat liess sich hingegen von Villiger Uberzeugen und stimmte der mittleren
Variante (gemass Antrag Maillard) zu. In der Differenzbereinigung schloss sich der
Nationalrat mit 91 zu 48 Stimmen der kleinen Kammer an. (Zum Rinderwahnsinn (BSE),
dessen menschliche Variante die Creutzfeldt-Jakob-Krankheit sein kénnte, siehe
hier) *
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Suchtmittel

Seit gut zwei Jahren sind in der Schweiz sogenannte Premix-und Alcopops-Getrénke
auf dem Markt. Diese Mischungen aus Alkohol und Erfrischungsgetrank werden haufig
von Jugendlichen und zunehmend auch schon von Kindern konsumiert, weil sie suss
sind und - im Gegensatz zu Bier oder Wein - fast keinen Alkoholgeschmack haben.
Diese Tatsache veranlasste die GPK des Nationalrates, dem EDI nahezulegen, konkrete
Massnahmen in diesem Bereich zu prifen. Neben der Aufforderung an die Kantone zu
einer strikteren Gesetzesanwendung und Vollzugskontrolle schlug sie vor, mit einer
neuen Bestimmung in der Lebensmittelverordnung jegliche Abgabe alkoholischer
Getranke an Jugendliche unter 18 Jahren zu verbieten. Die eidgendssische
Alkoholverwaltung reagierte rasch und unterstellte Ende Jahr diese Drinks sowohl einer
hoheren Besteuerung als auch einem Abgabeverbot fir Jugendliche unter 18 Jahren.

Ein Postulat Nationalrat Meier (Idu, AG), welches diese Softdrinks den gleichen
Werbeeinschréankungen wie die gebrannten Wasser unterstellen wollte (Po. 96.3485),
wurde von Widrig (cvp, SG) bekdmpft und damit vorderhand dem Entscheid entzogen.
Hingegen wurde ein Postulat Fassler (sp, SG) Uberwiesen, welches die Durchflihrung
einer nationalen Aufklarungskampagne anregte (Po. 97.3311). *°

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La premiere vise a abolir le délai
d'attente de 10 jours aprés la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxieme mesure consiste en la suppression de
|'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de méme se marier devant témoins pourront
continuer a le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. |l
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. *'

En juin 2017, le Conseil national a refusé d'entrer en matiére sur une initiative
parlementaire de la députée Masshardt, visant le droit a une réduction du taux
d'occupation suite a une naissance. Cette disposition existe déja pour les employés de
la Confédération, qui apres la naissance ou I'adoption de leur enfant, peuvent diminuer
leur temps de travail jusqu'a 20%. L'initiative Masshardt souhaite étendre cette
modalité a I'ensemble des acteurs économiques, avec une possibilité de dérogation
pour les petites entreprises. L'un des buts de la proposition de la socialiste est
d'augmenter la parité entre hommes et femmes au niveau de la conciliation entre vie
familiale et professionnelle. A la commission des affaires juridiques, le vote avait été
plutdét serré: la majorité opposée a l'initiative était composée de douze personnes,
alors que leurs adversaires étaient onze et qu'une personne s'est abstenue. Le Conseil
national, dans son ensemble, s'est montré plus tranché, puisque I'entrée en matiere a
été refusée par 110 voix contre 67, avec 3 abstentions. 5

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung
Berufsbildung

Die Problematik der Jugendarbeitslosigkeit und dabei insbesondere die Aus- und
Weiterbildung von jungen Arbeitslosen beschéftigte im Berichtsjahr nicht nur die
Lehrstellenkonferenz, sondern im Rahmen der Beratung von
Konjunkturférderungsmassnahmen, auch das Parlament, wobei sémtliche Vorstdsse
abgelehnt wurden. Mit 126 zu 64 Stimmen verwarf der Nationalrat eine Motion Steiert
(sp, FR), fur eine Starkung der im Arbeitslosenversicherungsgesetz vorgesehenen
Massnahmen zugunsten von Jugendlichen ohne ausreichende Ausbildung. Ebenfalls
abgelehnt wurde eine Motion Féssler-Osterwalder (sp, SG) zur Férderung der Aus- und
Weiterbildung von Lehrabgéngerinnen und -abgéngern sowie zwei Motionen Aubert (sp,
VD). Die erste verlangte vom Bundesrat wéhrend der Dauer der Rezession befristete
Massnahmen zur Unterstitzung der Weiterbildung im Betrieb fir alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die von Kurzarbeit betroffen sind. Die zweite
forderte, das Arbeitslosenversicherungsgesetz dahingehend zu éndern, dass arbeitslose
Erwachsene Uber 25 Jahre, die keine Ausbildung auf der Sekundarstufe Il absolviert
haben, eine Erstausbildung machen kénnten und gleichzeitig Taggelder erhielten.
Schliesslich verwarf die grosse Kammer auch eine Motion der SP zur Einflhrung von
Bildungsgutscheinen fur junge Arbeitslose sowie Jugendliche und junge Erwachsene,
die ihre Stelle zu verlieren drohen. Im Standerat wurde eine gleichlautende Motion
Savary (sp, VD) mit 10 zu 6 Stimmen ebenfalls abgelehnt. >

Zwei Postulate aus der SP-Fraktion (Féssler, SG sowie Aubert, VD) kritisierten die
Intransparenz der Finanzfliisse rund um die héhere Berufsbildung, speziell bei den
Beitragen an entsprechende Diplomvorbereitungskurse. Seit Inkrafttreten des
Berufsbildungsgesetzes 2004 werden die Bundesbeitrage an den gesamten, von Bund,
Kantonen, Gemeinden und Arbeitgebern getragenen Berufsbildungskosten als
leistungsorientierte Pauschalen ausbezahlt. Dabei ist fur die Bundesbeitrage eine
Richtgrosse von 25% festgelegt, die mit den Finanzierungsbeschlissen zur BFI-
Botschaft 2012 erstmals erreicht worden ist. Mit Hinweis auf die laufende Diskussion
Uber die Neuregelung der Finanzierung von Vorbereitungskursen verlangten die vom
Bundesrat gestutzten und stillschweigend akzeptierten Vorstosse einen Bericht lber
die Finanzflisse zwischen allen an der Berufsbildung beteiligten Akteuren (inkl.
Arbeitnehmer). %

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Nadine Masshardt (sp, BE) eine
Anderung des Berufsbildungsgesetzes, um die politische Bildung in der Berufsbildung
als besondere Leistung im offentlichen Interesse festzulegen. Ziel war es, dadurch dem
Bund zu erlauben, Massnahmen zur Férderung der politischen Bildung in der
Berufsbildung zu unterstitzen. Masshardt unterstrich ihr Anliegen mit dem Verweis auf
eine Studie von GFS Bern, die zeige, dass bei Berufsschilerinnen und -schilern ein
besonderer Férderbedarf in politischer Bildung bestehe.

Eine knappe Mehrheit der WBK-NR unterstutzte das Anliegen in der Vorprifung. Sie
verwies darauf, dass gerade in der direktdemokratischen Schweiz die Vorbereitung der
Jugendlichen auf die Austbung ihrer politischen Rechte fundamental sei. Eine starke
Minderheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben. Sie machte geltend, dass es
flr den Bund aufgrund des BBG bereits jetzt moglich sei, Projekte zur Férderung der
politischen Bildung zu unterstiitzen. Es bediirfe deshalb keiner Anderung des BBG. Sie
gab zudem zu bedenken, dass es in den Kantonen und Gemeinden bereits viele
offentliche und private Projekte gebe.

In der WBK-SR stiess die Initiative auf mehr Widerstand. Die Mehrheit dusserte Zweifel
am Nutzen der angestrebten Anpassung des BBG und wies ebenfalls auf die bereits
bestehenden Maoglichkeiten hin, unter anderem auch auf das Kinder- und
Jugendforderungsgesetz, auf dessen Grundlage beispielsweise die Durchfihrung der
Jugendsession unterstitzt werde.

In der Debatte im Nationalrat war der Bedarf an politischer Bildung fur
Berufsschulerinnen und -schuler unbestritten. Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) wies fur die
Minderheit aber darauf hin, dass das Anliegen langst in den Lehrplanen der
verschiedenen Berufslehren integriert worden sei. Zudem sei es Sache der
Organisationen der Arbeitswelt, die Lehrinhalte genau festzulegen. Dies beinhalte auch
politische Bildung, aber eben nicht nur, so Bigler in seinen Ausfuhrungen.
Vertreterinnen und Vertreter der Kommissionsmehrheit hingegen betonten, dass es mit
der parlamentarischen Initiative moglich wére, einzelne Vorhaben wie beispielsweise
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eine Projektwoche zur politischen Bildung zu finanzieren, wobei es aber nicht um die
Einflhrung eines zusétzlichen Fachs gehe. Geméss der Kommissionsmehrheit seien
bislang manche Berufsschulerinnen und -schuler in politischer Bildung nicht gentgend
unterrichtet worden. Dies sei auch aus demokratiepolitischer Sicht problematisch.
Durch politische Bildung wirde das Interesse der Jugendlichen steigen und dadurch
komme es hoffentlich auch zu einer hohen Stimm- und Wahlbeteiligung bei ihnen.
Letztlich wurde der parlamentarischen Initiative in der Abstimmung adusserst knapp mit
88 zu 87 Stimmen keine Folge gegeben. *°

Forschung

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Fassler (sp, SG), das einen Bericht Uber die
nachhaltige Starkung der Produktion und Vermarktung an Schweizer Hochschulen
forderte. Im Gegensatz zur Forschung und Entwicklung an Hochschulen und FHS werde
der Bereich Produktion und Vermarktung vernachlassigt - obwohl Schweizer
Universitaten Produkte und Ideen entwickelten, die es oft bis zur Patentierung
brachten. Damit sei eine hohe Ressourcenverschwendung und ein Verlust an Wissen
verbunden. %

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

An der Vorstandsitzung von Ende Mai hatte sich Christiane Brunner bereit erklart, im
Oktober den SP-Vorsitz zu Ubernehmen. Mitte Juli dusserten Nationalrat Hans-Jurg
Fehr (SH) und seine Ratskollegin Christine Goll (ZH) Interesse am Vizeprasidium der
Partei. FUr das Prasidialamt war Brunner noch keine ernsthafte Konkurrenz erwachsen.
Allein Hildegard Féssler (SG) stand lange im Gesprach, verzichtete aber Mitte August auf
eine Kampfkandidatur. In der Vorstandssitzung vom September wurde das Dreierteam
nominiert. ¥

Im Frihling trat der Tessiner Nationalrat und Kardiologe Franco Cavalli aus beruflichen
Griinden nach zweieinhalb Jahren als Fraktionschef zurlick. Zu seiner Nachfolgerin
wahlte die Fraktion die St. Gallerin Hildegard Fassler. Fassler ist seit 1997 Nationalratin
und seit 1999 Fraktions-Vizeprésidentin. %

Im Mai kiindigte die Fraktionspréasidentin der SP, Nationalratin Hildegard Fassler (SG),
Uberraschend ihren Ricktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwarter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Prasidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionsprasidentin gewéahlt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Prasidentin wahlte der
Parteitag im September Nationalratin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Amtern
bestatigte man den Présidenten Hans-Jlrg Fehr (SH) und den Vize-Prasidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) fur weitere zwei Jahre. *

Der Riicktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam fir die meisten Beobachter
Uberraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundesprésident amtieren wirde. Die SVP kiindigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstddter Regierungsratin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalratin Hildegard Fassler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingerdumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalratin Jacqueline Fehr (ZH) und Stéanderatin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
Francois Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Standeréatin war
der drohende Verlust des Stédnderatssitzes ihrer Partei. ¢°
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Im Berichtjahr traten zwei nationale SP-Politikgréssen zuriick. Hildegard Féssler (SG)
gab im Januar ihren Riicktritt per Anfang Méarz bekannt. Fassler hatte die SP 16 Jahre
lang im Nationalrat vertreten. Fur sie rutschte Claudia Friedl nach. Hans-Jlrg Fehr (SH),
SP-Parteiprasident zwischen 2004 und 2008, trat nach 14 Jahren Parlamentsarbeit
ebenfalls zurtick. Seine Nachfolgerin fur Bern wurde Martina Munz. lhren Ricktritt vom
angekindigten Ricktritt verkiindete hingegen Jacqueline Fehr (ZH). Fehr unterlag im
Vorjahr bei der Wahl fir das Fraktionsprasidium Andy Tschimperlin (SZ) und hatte
damals ihren Rucktritt aus der nationalen Politik angekiindigt. In der Zwischenzeit habe
sie aber gemerkt, dass die Freude an der Politik nach wie vor sehr gross sei. ®
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